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Sitzung Mitgliederversammlung am 14.11.2011; Ergebnisniederschrift  

 

 

 

TOP: 1. Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähig-

keit 

 

Bm Aloysius Söhngen, Prüm, Vorsitzender  

„Meine sehr verehrten Damen und Herren,  

ich darf Sie heute Morgen in den gut gefüllten Messehallen von Idar-Oberstein zu  

unserer diesjährigen Mitgliederversammlung ganz, ganz herzlich begrüßen. Es ist 

wirklich erfreulich, dass Sie so zahlreich unserer Einladung gefolgt sind, heute hier 

zu unserer Mitgliederversammlung zu kommen und gemeinsam mit uns wichtige 

Themen zu beraten, gleichsam aber auch um unsere Messe KomZu RLP zu besu-

chen, um sich dort neue Ideen mitzunehmen für Ihre konkrete Arbeit vor Ort. Denn 

auf die konkrete Arbeit vor Ort, darauf kommt es an und Sie leisten vor Ort unmittel-

bar spürbare Arbeit für die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes. Dafür zunächst 

einmal ein herzliches Dankeschön an Sie alle und herzlich Willkommen hier in Idar-

Oberstein. 

Ich freue mich natürlich Sie in Ihrer schönen Stadt, Herr Oberbürgermeister, be-

sonders begrüßen zu können, den Ministerpräsidenten unseres Landes Herrn Kurt 

Beck, der auch im letzten Jahr bei uns war, der regelmäßig zu unseren Mitglieder-

versammlungen kommt und als ehemaliger Ortsbürgermeister ja auch die Arbeit von 
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der Basis her kennt. Das spüren wir, verehrter Herr Ministerpräsident, bei vielen Ge-

sprächen, auch wenn wir nicht immer einer Meinung sind. Aber das Gesprächsklima, 

glaube ich, das ist wichtig und das ist gut. Ich darf in Vertretung des Innenministers 

heute die neue Staatssekretärin im Innenministerium, Frau Heike Raab, herzlich be-

grüßen, herzlich Willkommen hier bei uns. 

Stellvertretend für die Abgeordneten darf ich Frau Vizepräsidentin Hannelore 

Klamm begrüßen, die auch nachher noch zu uns sprechen wird. Es sind Vertreter 

aller Fraktionen heute hier anwesend und wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit 

den Landtagsfraktionen im Landtag. Vielen Dank, Frau Klamm, auch für Ihre Bereit-

schaft, gleich ein Grußwort an uns zu richten.   

Ich freue mich, dass der Präsident des Verfassungsgerichtshofes Rheinland-Pfalz, 

Herr Prof. Karl-Friedrich Meyer, heute bei uns ist. Herr Präsident, Sie haben in 

nächster Zeit noch eine wichtige Entscheidung für die Kommunen zu fällen! Herzlich 

Willkommen heute Morgen!  

Wir freuen uns auch, dass wir Besuch aus dem befreundeten Niederösterreich hier 

haben. Ich darf begrüßen die Vertreter der niederösterreichischen Kommunalakade-

mie, Herrn Direktor Harald Bachhofer, Herrn Franz Dworak und Herrn Dr. Raimund 

Heiß. Uns verbindet eine langjährige Zusammenarbeit zum gegenseitigen Vorteil und 

Nutzen. Denn eines kann man am besten: voneinander lernen und wenn man vonei-

nander lernt, ist das die einfachste Art, etwas zu erreichen. Herzlich Willkommen 

heute hier in Idar-Oberstein!  

Ich darf auch begrüßen unser Geschäftsführendes Präsidialmitglied Dr. Gerd 

Landsberg. Lieber Gerd, Du wirst ja nachher noch in einem Grußwort zu uns spre-

chen und Du bist jemand, der ganz engagiert die Stimme gerade auch für die kleine-

ren Städte und Gemeinden in Berlin erhebt. Dafür herzlichen Dank! Wir freuen uns 

auf Dein Grußwort und deine gute Verbindung auch zu unserem Land hierhin. Herz-

lich Willkommen hier heute Morgen!  

Begrüßen darf ich auch die Vertreter der Medien, darf begrüßen die Vertreter aus 

den Ministerien und Behörden. Ganz besonders möchte ich aber heute Morgen 

Herrn Prof. Jürgen Hiller hier begrüßen. Lieber Herr Hiller, Sie waren über lange, 

lange Jahre ein treuer Begleiter der Gemeinden in Rheinland-Pfalz. Wir wissen, dass 

die Gesundheit Ihnen in den letzten Jahren einiges abverlangt hat. Ich wünsche Ih-

nen von dieser Stelle, auch im Namen aller Gemeinden und Städte in Rheinland-
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Pfalz, weiterhin alles Gute, gute gesundheitliche Entwicklung. Herzlich Willkommen 

heute Morgen hier Herr Hiller!  

Meine Damen und Herren, und wenn man so begrüßt, dann muss man zunächst 

auch mal das Formale erledigen. Ich darf also feststellen, dass heute Morgen 57 % 

unserer Mitglieder anwesend und vertreten sind. Damit sind wir beschlussfähig. 

Das darf ich als erstes feststellen.  

Dann hätte ich noch folgende Bitte, dass wir die Tagesordnung ergänzen, die wir 

Ihnen zugesandt hatten mit Heft 8 von Gemeinde und Stadt. Nach dem Punkt 4 

möchte der Südwestfunk ein neues Angebot an unsere Gemeinden vorstellen 

(TOP 5). Ich darf dann bitten, die Tagesordnung außerdem um einen weiteren neuen 

Punkt 6 zu ergänzen, um den Punkt 6, Energiewende. Dazu hatten wir Ihnen ei-

nen Beschlussvorschlag unterbreitet.  

Darf ich fragen, ob sich Widerspruch gegen die Tagesordnung und diese Ände-

rung der Tagesordnung regt? Ich sehe, das ist nicht der Fall, dann ist es so 

beschlossen.  

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir einige kurze Bemerkungen zu aktuellen 

Themen aus Sicht der Gemeinden:  

Erster Punkt: Wir erleben momentan eine europäische Krise, eine europäische 

Schuldenkrise, die jeden Tag die Medien beschäftigt. Das ist wichtig und gut so und 

wir sollten aus dieser Schuldenkrise die richtigen Lehren ziehen. Eine wichtige Lehre 

ist die, die hat dieses Land gezogen, in Deutschland und auch in Rheinland-Pfalz mit 

der Schuldenbremse.  

Es zeigt sich, auf Dauer ist Politik nicht zu machen auf Kosten künftiger Generatio-

nen, nicht zu machen mit massiver Staatsverschuldung. Hier müssen wir aufpassen, 

dass wir uns nicht dauerhaft übernehmen. Das hat sicher auch Konsequenzen für 

uns und damit wäre ich beim ersten Stichwort.  

Stichwort Kommunalfinanzen in Rheinland-Pfalz. Wir werden uns in diesem Jahr, 

was die Kassenkredite angeht, über die 6 Milliardengrenze in Rheinland-Pfalz 

hinausbewegen. Wir sind, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, dem Land dankbar, 

dass mit dem Kommunalen Entschuldungsfonds hier ein Schritt gegangen wird, ge-

meinsam gegangen wird, von Kommunen und vom Land, damit wir dort diese hohen 

Kassenkreditbeträge, mit denen wir zu kämpfen haben, abbauen.  
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Das ist ein Prozess, der auf 15 Jahre ausgelegt ist. Allerdings ist dies nur ein Beitrag 

zu dem, was getan werden muss. Denn wir bauen nur Altfehlbeträge ab. Leider Got-

tes wachsen die operativen Defizite weiter. Hier wird in den nächsten Jahren einiges 

zu leisten sein an Arbeit, an Arbeit auch in der neuen Enquete Kommission des 

Landtages „Kommunale Finanzen“, in der wir auch diese Fragen grundsätzlich erör-

tern werden. Es wird dort auch darum gehen, wie wir die Finanzen zwischen den 

kommunalen Ebenen, Land und Kommunen, Bund und Ländern und auch mit Blick 

auf Europa, künftig aufteilen. Vieles deutet darauf hin, dass wir trotz der in diesem 

Jahr sicherlich wieder sehr, sehr guten Steuersituation in unseren Gemeinden, das 

zeigen ja die steigenden Durchschnittssätze, weiterhin Defizite haben werden. Die 

Kommunen sind unterfinanziert. Wir müssen diese Unterfinanzierung abbauen. Wir 

werden uns allerdings daran gewöhnen müssen, den ein oder anderen Anspruch, 

den auch wir an das Land stellen, aber den, den die Bürgerinnen und Bürger auch an 

uns stellen und gestellt haben zurückzuschrauben. Wir müssen unser Staatswesen 

insgesamt wieder in Ordnung bringen. Allerdings auch eins: Mahnung nach Berlin 

und nach Mainz: Bitte keine weiteren Aufgaben ohne Gegenfinanzierung. Es gilt das 

Konnexitätsprinizp. Wir können nicht unbegrenzt staatlich verordnete neue Aufgaben 

schultern. Diese Defizite sind nicht gewachsen, weil wir uns als Kommunen nun 

fürchterlich viel geleistet hätten in den letzten Jahren, sondern sie sind gewachsen, 

weil uns immer wieder Neues aufgetragen wurde und dem keine entsprechende Fi-

nanzierung gegenüber stand. Verehrter Herr Prof. Meyer, wir sind sehr gespannt auf 

das Urteil in Sachen Neuwied, weil dies sehr grundsätzliche Auswirkungen haben 

wird.  

Zweiter Punkt, was heute noch Gegenstand unserer Beratungen sein wird, das The-

ma Energiewende. Die Energiewende, glaube ich, ist eine große Chance. Die Ener-

giewende wird nicht von oben zu bewältigen sein, sie wird nur mit den Gemeinden zu 

leisten sein. Denn die Veränderung der Energieversorgung von einigen zentralen 

Punkten hin zu einer Energieerzeugung vor Ort, wird vor allen Dingen uns im ländli-

chen Raum einiges abverlangen. Es ist für uns eine große Chance und diese Chan-

ce sollten wir nutzen. Natürlich bedeutet das nicht einfach, wir machen das und man 

wird doch nicht hergehen können und sagen, heute machen wir als Gemeinde mal 

eben Energiewende. Das ist ein langwieriger und schwieriger Prozess, der sorgfältig 

geplant und mit Augenmaß umgesetzt werden muss. Ein schwieriger Prozess, der 

damit beginnt, dass man vor Ort auch darüber entscheiden muss, wo man Windräder 
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hinstellt. Dass man vor Ort allerdings dann auch entscheiden muss, wer den Gewinn 

haben wird, muss auch gesehen werden. 

Und dann wird es schon spannend in unseren Gemeinden, ich kann Ihnen da aus 

eigener Erfahrung berichten. In meiner Verbandsgemeinde Prüm stehen weit über 

100 Windräder. In der einen oder anderen Gemeinde gab es heftige Auseinander-

setzungen. Ich sage ganz unverblümt: Die bauplanungsrechtliche Privilegierung der 

Windenergie ist eines der großen Probleme der Energiewende, weil es auf Grund der 

Vorgaben ausgesprochen schwierig ist, eine Planung vorzulegen, die insbesondere 

den gemeindlichen Interessen gerecht wird. Denn es haben viele Private eben dann 

auch schlichtweg einen Anspruch, dass ihnen eine Genehmigung erteilt wird. Wenn 

wir im Rahmen der Flächennutzungsplanung dort eingreifen, nehmen wir ihnen die-

ses Recht. Das möge niemand unterschätzen.  

Aber ich glaube, man kann dies nur bewältigen, wenn wir vor Ort planen. Wir kennen 

die Probleme vor Ort am besten. Eine grobe Planung, wie sie in der Vergangenheit 

von den regionalen Planungsgemeinschaften mit unterschiedlichem Erfolg vorge-

nommen wird, löst die Probleme vor Ort nicht. Deshalb sind wir den Landtagsfraktio-

nen und dem Landtag dankbar, dass sie das im Grunde genommen so signalisiert 

haben, in einem Beschluss zur Energiewende. Und wir möchten heute mit unserem 

Antrag auch deutlich zeigen: Wir die Kommunen vor Ort, sind bereit, uns hier in Sa-

chen Energiewende zu engagieren. Ich darf an Sie appellieren, nutzen Sie diese 

Chance, nutzen Sie diese Chance auch vor allen Dingen für Ihre Bürgerinnen und 

Bürger. Aus den erzielbaren Einnahmen ergeben sich Möglichkeiten, die ansonsten 

im ländlichen Raum so nicht zu erzielen wären.  

Letzter Punkt, den ich kurz ansprechen möchte. Ich fand es ausgesprochen span-

nend und gut, dass der Landtag eine Enquete Kommission zum Thema „Bürgerbetei-

ligung“ eingerichtet hat. Ich verbinde dies mit der Hoffnung, dass wir dort eine vertief-

te Diskussion haben. Ich habe allerdings ein wenig die Befürchtung, dass wir das 

alles nur unter dem Aspekt der „Wutbürger“, die in den Medien auftreten, diskutieren. 

Das gilt es zu vermeiden!  

Wir haben gerade in Rheinland-Pfalz eine besonders gute und erfolgreiche Form der 

Bürgerbeteiligung, in dem wir weit über 40.000 Mandatsträgerinnen und Mandatsträ-

ger in den kommunalen Gremien, vom Ortsgemeinderat bis zum Kreistag haben, die 

sich regelmäßig mit allen Fragen des öffentlichen Wohls auseinandersetzen. Ge-



Mitgliederversammlung am 14.11.2011 in Idar-Oberstein; Ergebnisniederschrift  Seite 8 von 51 

.../ 9 

meinwohl orientiert sich nicht nur an Einzelfragen. Man muss die Zusammenhänge 

sehen und diskutieren. Für dieses Engagement sind wir den Ehrenamtlichen sehr, 

sehr dankbar. Wir brauchen die Ehrenamtlichen, die sich dauerhaft für unser Ge-

meinwesen engagieren, denn sie geben unserem Gemeinwesen ein Gesicht, gerade 

in Rheinland-Pfalz, in dem Land der Freiwilligen und des Ehrenamtes. Dies sollte 

man das bei den Beratungen deutlich berücksichtigen und auch sehen.  

In diesem Sinne wünsche ich der Enquete Kommission Erfolg und hoffe, dass man 

die Dinge vernünftig austariert. Damit auch künftig Männer und Frauen bereit sind, 

schwierige Ämter als Ortsbürgermeister und als Ortsgemeinderäte, Stadträte, Ver-

bandsgemeinderäte und Kreistagsmitglieder wahrzunehmen, und die Themen, die 

uns vor Ort beschäftigen und bewegen, voranzutreiben.  

In diesem Sinne wünsche ich uns allen heute eine gute Mitgliederversammlung und 

Ihnen dann nachher, auch einen angenehmen Aufenthalt auf der KomZu RLP. Herz-

lich Willkommen heute Morgen in der schönen Edelsteinstadt Idar-Oberstein. Ich darf 

dann jetzt Frau Vizepräsidentin Hannelore Klamm um ihr Grußwort bitten.“ 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 14.11.2011; Ergebnisniederschrift  

 

 

TOP: 2  Grußworte 

 

TOP: 2.1. Hannelore Klamm MdL, Vizepräsidentin 

 

Die Landtagsvizepräsidentin begrüßt den Vorsitzenden des GStB, den Ministerpräsi-

denten und weitere Ehrengäste namentlich, sowie alle Anwesenden. Danach führt 

Frau Landtagsvizepräsidentin aus: 

„Namens des rheinland-pfälzischen Landtags begrüße ich Sie auf ihrer diesjährigen 

Mitglieder-versammlung in der schönen Edelsteinstadt Idar-Oberstein ganz herzlich. 

Ich übermittle Ihnen die herzlichen Grüße von Landtagspräsident Joachim Mertes 

und von allen Abgeordnetenkolleginnen und Kollegen. 

Ich bin gerne zu Ihrer Mitgliederversammlung gekommen und möchte die Gelegen-

heit nutzen, mich beim Gemeinde- und Städtebund für die gute und konstruktive Zu-

sammenarbeit zu bedanken. Die zahlreichen Besucher der heutigen Mitglieder-

versammlung zeigen deutlich, dass die kommunale Selbstverwaltung ein fester und 

wichtiger Bestandteil der Politik ist. 

Kommunale Selbstverwaltung bedeutet eigenverantwortliche Gestaltung der Lebens-

räume für die Menschen in unseren Kommunen. 
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In welchem Maße die Kommunen von ihrer verfassungsrechtlich gesicherten Selbst-

verwaltung auch Gebrauch machen können, hängt – neben dem Engagement ihrer 

Bürgerinnen und Bürger für ihre Gemeinde, ihre Stadt – wesentlich von den tatsäch-

lichen Möglichkeiten ab. 

Eine freie und selbstbestimmte Aufgabenerfüllung und die damit einhergehende Ei-

genverantwortlichkeit bedürfen insbesondere einer ausreichenden Finanzausstat-

tung. 

Womit wir beim Thema wären: Unser gesamtes Staatswesen – auch unsere Kom-

munen – befinden sich in der größten Finanzkrise seit Gründung unseres Landes. 

Gestaltungsspielräume und aus Sicht der verantwortlichen Kommunalpolitiker auch 

notwendige, aber sogenannte freiwillige Ausgaben stehen auf dem Prüfstand. 

Viele Bürgermeister und Räte fragen sich: wie kann ich noch gestalten. Viele Kom-

munen im Land haben finanzielle Probleme. Der Kommunalbericht 2011 weist bei-

spielsweise aus, dass auch 2010 die Einnahmen hinter den Ausgaben zurück blei-

ben. Trotz hoher Einnahmen-zuwächse fehlten in den Kassen insgesamt 0,7 Mrd. 

Euro. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Einnahmen, bedingt durch die Finanz-

krise, immer noch deutlich unter denen des Jahres 2008 liegen. 

Die Belastungen aus Krediten zur Liquiditätssicherung werden immer drückender. 

Sie erreichten 2010 mit 5,4 Mrd. Euro gegenüber 4,6 Mrd. Euro im Jahr zuvor einen 

neuen Höchststand. Durch den Entschuldungsfonds wird den Kommunen die Mög-

lichkeit gegeben, sich mit Hilfe des Landes in einer Größenordnung von Zweidrittel 

der Liquiditätskredite per 31.12.2009 zu entschulden. 

Dies löst zwar die finanziellen Probleme noch nicht, stellt aber eine wichtige Linde-

rung dar.  

Alle politischen Ebenen sind in den kommenden Jahren in der Verantwortung, die 

finanziellen Probleme anzugehen und auch hoffentlich zu lösen. Auch das Land steht 

vor großen Haushaltsproblemen. Weil es Kommunen und Land gleichermaßen 

schlecht geht, müssen beide Ebenen fair miteinander umgehen. 

Besonders die hohen Sozialausgaben stellen eine große Belastung dar. Die eigen-

verantwortliche Gestaltung der Lebensverhältnisse vor Ort wird damit stark einge-

schränkt, den Kommunen werden wichtige Gestaltungsspielräume genommen.  



Mitgliederversammlung am 14.11.2011 in Idar-Oberstein; Ergebnisniederschrift  Seite 11 von 51 

.../ 12 

Auch die Kommunal- und Verwaltungsreform wird leider nicht ausreichen, um eine 

spürbare Besserung der kommunalen Finanzen in Rheinland-Pfalz zu bewirken. 

Es ist auch wichtig, den Bürgerinnen und Bürgern gegenüber deutlich zu machen, 

dass es bei der Überwindung der kommunalen Finanzprobleme nicht nur um abs-

trakte Fragen der Finanzverfassung geht, sondern darum, wie wir die Zukunft in den 

Städten und Gemeinden gestalten können. 

Das Land und damit auch der Landtag stehen in der Verantwortung gegenüber den 

Kommunen. Diese Verantwortung hat das Land im Rahmen seiner eigenen Möglich-

keiten auch stets wahrgenommen. Der Beistandspakt, der Stabilisierungsfonds, das 

Konnexitätsgesetz oder auch die Reformagenda zur Verbesserung der Kommunalfi-

nanzen sind hierbei wichtige Bausteine, die allein aber nicht ausreichen. Der Landtag 

hat daher eine Enquetekommission „Kommunale Finanzen“ gebildet, die zum Ziel 

hat, den derzeitigen Status genau zu beleuchten und Wege und Möglichkeiten auf-

zuzeigen, wie wir die Situation für unsere Kommunen verbessern können. In dieser 

Kommission sitzen auch Vertreter der drei kommunalen Spitzenverbände mit am 

Tisch. 

Wir alle wünschen uns, dass diese wichtige Enquete-Kommission gute Lösungsan-

sätze erarbeitet. 

Mit dem Landtag haben die Städte und Gemeinden von Rheinland-Pfalz einen kom-

petenten und verlässlichen Partner an ihrer Seite. 

Die kommunale Selbstverwaltung ist das Fundament für ein demokratisches Land. 

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, dieses Fundament zu stärken, damit es 

auch zukünftig – auch unter schwierigen wirtschaftlichen Bedingungen – unser Land 

trägt. 

Ich wünsche uns eine ebenso kritische wie konstruktive und kompromissbereite Zu-

sammenarbeit.“ 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 14.11.2011; Ergebnisniederschrift  

 

 

TOP 2:  Grußworte 

 

TOP: 2.2. Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied   

 

Das Geschäftsführende Präsidialmitglied des DStGB begrüßt den Vorsitzenden des 

GStB, den Ministerpräsidenten und weitere Ehrengäste namentlich, sowie alle An-

wesenden. Danach führt Dr. Gerd Landsberg aus: 

„Ich finde es nett, dass ich hier wieder sprechen darf, ist schon bisschen Tradition, 

offenbar sind Sie mich noch nicht leid, und das finde ich natürlich gut.   

Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz ist ein wichtiger Partner in unserer 

Arbeit, aber auch in unseren Gremien, insbesondere im Präsidium. Dafür möchte ich 

Dir, lieber Aloysius, aber auch Dir, lieber Winfried, mit Deiner Geschäftsstelle, an 

dieser Stelle ganz herzlich danken. 

Für die kommunalen Spitzenverbände auf Bundes- wie auch auf Landesebene gilt 

der Grundsatz: Nur gemeinsam sind wir stark. Mit Eurem Verband funktioniert dieses 

ausgezeichnet. 

Ich will dies, meine Damen und Herren, am Beispiel unserer Arbeit in der Gemeinde-

finanzkommission verdeutlichen. 
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I.  Gemeindefinanzkommission/ Gewerbesteuer 

Nach fünfzehnmonatigen Beratungen ist die Gemeindefinanzkommission in diesem 

Sommer zu ihrer abschließenden Sitzung zusammengekommen. Das Ergebnis kann 

sich für die Kommunen sehen lassen: Die Gewerbesteuer bleibt unverändert erhalten 

und der Bund übernimmt schrittweise die Kosten der Grundsicherung im Alter und 

bei Erwerbsminderung.  

Das ist keine Selbstverständlichkeit. Denn die Koalitionsvereinbarung sah vor, 

dass in der Kommission Modelle zur Abschaffung der Gewerbesteuer behan-

delt werden sollten.  

Dass die Städte und Gemeinden auch künftig auf ihre Gewerbesteuer unverändert 

zählen können, ist für uns ein großer Erfolg. Das Festhalten an dieser zentralen 

Einnahmequelle der Städte und Gemeinden war eine unserer zentralen Forde-

rungen in der Kommission, mit der wir uns durchsetzen konnten. In den Bera-

tungen hat sich gezeigt, dass die Gewerbesteuer - trotz ihrer Konjunkturabhängigkeit 

und der Einnahmeneinbrüche zu Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise - eine gute 

Steuer ist. 

Ohne diese Steuer stünden wir jetzt wesentlich schlechter da. Das Aufkommen aus 

der Gewerbesteuer wird für dieses Jahr brutto auf knapp 39 Milliarden Euro ge-

schätzt. Damit nähern wir uns in großen Schritten wieder dem hohen Wert von 41 

Milliarden Euro (brutto) aus dem Jahr 2008. 

Das Vorhaben, die Mieten, Zinsen und Leasingzahlungen herauszunehmen, konnten 

wir ebenfalls erfolgreich abwenden. 

Auch wenn der Ansatz der Stärkung der Gewerbesteuer in der Kommission 

keine Mehrheit finden konnte, werden wir an unserem Ziel weiter festhalten, die 

Gewerbesteuer auch auf die freien Berufe zu erstrecken, wie es bis 1937 bereits 

der Fall war. Diese Ausdehnung würde die Konjunkturabhängigkeit der Gewerbe-

steuer verringern und nach ersten Schätzungen die Einnahmen der Städte und Ge-

meinden um ca. 5 Milliarden Euro pro Jahr erhöhen. Die freien Berufe selber wären 

kaum belastet, da nach den Vorschlägen der Kommunen der Freiberufler seine Ge-

werbesteuer mit der Einkommenssteuer verrechnen könnte. 

Die nunmehr vereinbarte schrittweise Übernahme der Kosten der Grundsiche-

rung im Alter ist für die Städte und Gemeinden ein wichtiges Signal. Das meine 
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Damen und Herren, ist immerhin ein Betrag von 3,9 Milliarden Euro pro Jahr - mit 

steigender Tendenz. Nachdem zu Beginn der Arbeit in der Gemeindefinanzkommis-

sion die Vertreter des Bundes zunächst eine Lastenverschiebung abgelehnt haben, 

hat sich nunmehr die Erkenntnis durchgesetzt, dass es ohne eine Reduzierung auf 

der Ausgabenseite keinen Ausweg aus der Finanzmisere der Städte und Gemeinden 

geben wird. Diese Vereinbarung konnte unabhängig von etwaigen Änderungen bei 

den kommunalen Steuern getroffen werden. Die Beharrlichkeit der kommunalen 

Spitzenverbände auf Entlastung der Kommunen zu pochen, hat sich insoweit 

bezahlt gemacht. Und das lag auch daran, dass wir alle zusammengestanden 

haben. 

Die Rückführung der Grundsicherung darf aber nicht der letzte Schritt gewesen 

sein. Die notwendigen Entlastungen der Kommunen bei den Sozialausgaben müs-

sen auch weiter auf der politischen Agenda stehen. Die kommunalen Sozialausga-

ben haben sich seit der Wiedervereinigung fast verdoppelt und haben nun den 

Rekordwert von fast 45 Milliarden Euro erreicht. Hierbei handelt es sich um einen 

Kostenblock, der sich von den Städten und Gemeinden kaum beeinflussen lässt.  

Was nämlich für die Grundsicherung im Alter gilt, gilt für die Eingliederungshil-

fe erst recht. Ob ein Mensch behindert geboren wird oder z. B. durch einen Unfall 

eine Behinderung erleidet, ist kein kommunales Thema, sondern die notwendige Hil-

fe ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Das hat mit kommunaler Selbstverwal-

tung nichts zu tun. Deswegen müssen wir anstreben, dass auch die Kosten der 

Eingliederungshilfe (über 10 Mrd. Euro pro Jahr) jedenfalls mittelfristig nicht 

von den Kommunen, sondern vom Gesamtstaat finanziert werden. Man wird 

sicherlich auch überlegen müssen, ob es nicht sinnvoll sein kann, dass sich jeder 

Mensch gegen das allgemeine Lebensrisiko Behinderung versichern muss. Zudem 

wird anzustreben sein, dass ein Teil der damit verbundenen Kosten entweder in die 

Pflegeversicherung oder in die Krankenversicherung übernommen werden. Ich weiß, 

meine Damen und Herren, das sind dicke Bretter und viel Geld. Aber wir müssen sie 

bohren, denn in einer alternden Gesellschaft, mit immer besserer medizinischer Ver-

sorgung, werden auch die Kosten der Eingliederungshilfe immer weiter zunehmen.  

II.  Wege aus dem Schuldenstaat 

Meine Damen und Herren, es ist noch keine zwei Wochen her, da haben die Steuer-

schätzer erfreuliche Prognosen für die zu erwartenden Einnahmen von Bund, Län-
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dern und Gemeinden gestellt. Ich sage hier aber ganz deutlich, dass die Lage für 

unsere Städte und Gemeinden dramatisch bleibt. Trotz der guten Aussichten wer-

den die Kommunen in diesem Jahr voraussichtlich ein Defizit von über fünf 

Milliarden einfahren.  

Und daran wird sich auch kaum etwas ändern, solange wir immer mehr ausgeben 

müssen, als wir einnehmen. 

Pauschale Forderungen nach Steuersenkungen sind das falsche Signal. Das gilt ins-

besondere vor dem Hintergrund der Finanzkrise. Die Krise in der Eurozone ist eine 

Krise überschuldeter Haushalte. Bund, Länder und Gemeinden sitzen auf ei-

nem Schuldenberg von 2 Billionen Euro. Für die kommunalen Haushalte sind 

Steuersenkungen und die dadurch bedingten Steuerausfälle nicht zu verkraften. We-

der Kommunen noch Länder haben die finanziellen Spielräume, um Steuersenkun-

gen mitzufinanzieren. Umso erfreulicher ist es auch, dass der Bund nun die Entlas-

tung der unteren Einkommen durch die Erhöhung der Steuerfreibeträge zwar be-

schlossen hat, aber hierbei kein Geschenk verteilt, bei dem er nicht in die Taschen 

von Ländern und Kommunen greift, sondern die Entlastungssumme von 2,2 Milliar-

den Euro alleine tragen will. 

Dass das nicht immer so ist, haben wir in der Vergangenheit schon so manches Mal 

schmerzhaft erfahren müssen. 

Die milliardenschweren Hilfsprogramme und Rettungsschirme in der Wirtschaftskrise 

sind erforderlich, dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass jeden Euro, den 

der Staat verteilt, die Bürger durch Steuern erarbeiten müssen. Das Bewusstsein, 

dass der Staat nur das Geld verteilen kann, das er zuvor von den Bürgern er-

halten hat, ist vollständig verkümmert.  

Es ist der Eindruck entstanden, der Staat könne alles und immer mehr leisten. 

Beitragsfreie Kita-Plätze, kostenlose Schulverpflegung, steigende Rentenbeiträge - 

all das wird wie selbstverständlich eingefordert. 

Meine Damen und Herren, nicht nur Griechenland, Italien und Frankreich, auch 

Deutschland braucht den Weg aus dem Schuldenstaat! 

- Agenda 2020 

Nur solide Staatsfinanzen bringen uns aus der Krise. Um den künftigen Herausforde-

rungen begegnen zu können, brauchen wir eine Agenda 2020, damit wir unseren 
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Schuldenstaat beenden können. Dazu gehört, dass wir unsere Leistungsgesetze 

tabulos überprüfen und unsere Einnahmesituation verbessern. Und wir müs-

sen Investitionen Vorrang vor höheren Transferleistungen einräumen. Um diese 

notwendigen Reformen aber auch umsetzen zu können, brauchen wir einen gesell-

schaftlichen Konsens. Diesen können wir aber nur mit Transparenz und Ehrlichkeit 

erzielen. Hierzu gehört nicht zuletzt eine moderne Kommunikation. 

III.  Krippengipfel – Aktionsprogramm: 

Ausbau der Kinderbetreuung 

Wie weit wir manchmal von einer offenen, transparenten und ehrlichen Kommunika-

tion entfernt sind, können wir aber am Beispiel des Ausbaus der frühkindlichen Be-

treuung feststellen. 

Ich will gar nicht in Frage stellen, dass wir eine bessere und auch eine frühere Kin-

derbetreuung brauchen. Diese muss allerdings realistisch festgestellt und dann 

auch realistisch finanziert werden. Davon sind wir leider noch weit entfernt.  

Der damalige Betreuungskompromiss ging davon aus, dass im Jahre 2013 ein flä-

chendeckender Rechtsanspruch dadurch gewährleistet werden kann, dass für 35 % 

der Kinder ein entsprechender Platz vorgehalten wird. Das würde bedeuten, wir 

bräuchten im Jahr 2013 etwa 750.000 Plätze.  

Die Städte und Gemeinden bemühen sich mit allen Kräften, den Ausbau voranzutrei-

ben, wir stoßen allerdings an unsere Grenzen! 

Wir haben bisher immerhin 517.000 Plätze geschaffen in den letzten Jahren. 

Pro Jahr waren das bundesweit etwa 55.000, aber es fehlen uns noch rund 

233.000 Plätze, um diese Marke zu erreichen. Ob wir diese Herkulesaufgabe 

rechtzeitig stemmen können, ist fraglich. 

Der DStGB hat bereits bei Einführung des Rechtsanspruchs davor gewarnt, dass die 

Zielmarke von 35% nicht ausreichend ist. Es zeichnet sich allerdings schon heute ab, 

dass es dann doch noch viel mehr sein werden, die von ihrer Stadt ein Betreuungs-

platz für ihr kleines Kind einfordern. Eine Forsa-Umfrage, die wir als Deutscher 

Städte- und Gemeindebund in Auftrag gegeben haben, kommt zu dem Ergeb-

nis, dass sogar 50 % der jungen Mütter eine Betreuung wünschen werden. Bei 

den Akademikerinnen waren es sogar 76 %.  
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Auch die aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamtes sowie Studien und Eltern-

befragungen von Instituten, belegen, dass der Bedarf weit oberhalb von 35 Prozent 

liegen wird. Im Übrigen gilt der alte Grundsatz: Wo ein Anspruch, da ist auch je-

mand, der ihn geltend macht.  

Diese Ausgangslage müssen nicht nur wir, sondern auch Bund und Länder deutlich 

kommunizieren und schnell Lösungen finden, um eine Klagewelle enttäuschter Eltern 

zu vermeiden und Politikverdrossenheit nicht unnötig zu befeuern! 

Wir erwarten deshalb, dass die Bundesregierung solide feststellen lässt, wie 

groß der Bedarf sein wird und dann die Finanzierungsfrage noch einmal neu 

gestellt wird. 

Das Geld allein wird uns aber noch nicht helfen. Wir brauchen einen darüber 

hinausgehenden „Aktionsplan Kinderbetreuung“. 

- Personaloffensive  

- Steuerliche Besserstellung der Tagesmütter 

- Schnellqualifikation von Hilfskräften 

- Standards flexibilisieren 

- Wirtschaft ist auch gefordert 

Bund und Länder sollten mit den Kommunen eine Personaloffensive starten. Dazu 

gehört neben der Erhöhung der Ausbildungskapazitäten an den Hochschulen auch 

die steuerliche Besserstellung von Tagesmüttern, um den Anreiz für eine derar-

tige Tätigkeit zu erhöhen. 

Die Ausbildungsgänge für Erzieher und Erzieherinnen, die ja zwischen drei und fünf 

Jahren dauert, müssen verstärkt werden und wir müssen sicherlich auch überlegen, 

ob es nicht – jedenfalls im Hilfskräftebereich – eine kurzfristige Ausbildung ge-

ben kann, damit wir möglichst wenig Eltern enttäuschen. 

Zum Aktionsplan gehört aber auch, dass wir über Standards sprechen und die-

se gegebenenfalls flexibilisieren müssen. Die Nutzung eines Gebäudes als Kita 

darf nicht daran scheitern, dass ein paar Quadratmeter Grünfläche zu wenig vorhan-

den sind. Schließlich haben viele Kinder zu Hause überhaupt keinen eigenen Garten. 

Natürlich ist der Ausbau der Kinderbetreuung auch eine Aufgabe der Wirtschaft. 

Die Wirtschaft muss sich hier noch vielmehr einbringen und Betriebskindergärten 

schaffen oder sich zusammentun. 
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Last but not least kann ich nur vor Schuldzuweisungen warnen. Wenn alle Ebe-

nen sich immer nur gegenseitig den Schwarzen Peter zuzuschieben, wird das die 

Bürgerinnen und Bürger bzw. die Wählerinnen und Wähler, die allein am Resultat 

interessiert sind, wenig interessieren. Die Städte und Gemeinden sind bereit, wir ha-

ben auch viel gemacht. Wir sind auch bereit, mehr zu machen – wenn man uns lässt 

und wenn man uns hilft! 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.“ 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 14.11.2011; Ergebnisniederschrift  

 

 

TOP 2: Grußworte 

 

TOP: 2.3.  Bruno Zimmer, Oberbürgermeister Idar-Oberstein   

 

Der Oberbürgermeister der Stadt Idar-Oberstein begrüßt den Vorsitzenden des 

GStB, den Ministerpräsidenten und weitere Ehrengäste namentlich, sowie alle An-

wesenden. Danach führt Bruno Zimmer aus: 

„Als Hausherr, als Oberbürgermeister der Stadt Idar-Oberstein heiße ich Sie ganz 

herzlich Willkommen hier heute zur Mitgliederversammlung des Gemeinde- und 

Städtebundes und auch zur Messe KomZu RLP, ich würde es lieber aussprechen, 

denn es ist ein ganz wichtiges Wort ist, Kommunale Zukunft Rheinland-Pfalz, und ich 

denke das ist ein Thema, was uns alle bewegt. Wir sind stolz, dass diese Veranstal-

tung in diesem Jahr hier in Idar-Oberstein stattfindet in der neuen Messehalle und 

Sie, Herr Ministerpräsident Beck, haben ja im August 2009 diese wunderbare Halle 

eingeweiht und es gilt auch an dieser Stelle noch einmal Dank zu sagen dem Land 

Rheinland-Pfalz, dass uns hier in hervorragender Weise unterstützt hat, dass wir für 

die Region eine ganz wichtige Strukturmaßnahme hierher bekommen haben. Diese 

Investition und da möchten wir täglich beweisen, so will ich das mal sagen, dass die-

se Investition richtig war, dass sie hier richtig angesetzt ist und dass wir hier eine 

wunderbare Möglichkeit haben, die vielfältigsten Veranstaltungen durchzuführen. 
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Deshalb, Herr Ministerpräsident, Ihnen auch noch einmal persönlich, ganz herzlichen 

Dank für Ihr Engagement und Ihre Unterstützung für diese Messe Idar-Oberstein.   

Ich bin vorhin begrüßt worden als Oberbürgermeister der wunderbaren Edelstein-

stadt Idar-Oberstein und das kann ich nur bestätigen, da sind wir auch stolz drauf. 

Aber ich muss immer wieder dann zur Realität zurückkommen und muss sagen, wir 

sind Stein reich aber bettelarm. Und dass ist leider Fakt und dazu müssen wir ste-

hen, wir müssen uns damit auseinandersetzen. Wir müssen uns auch den Heraus-

forderungen der Zukunft annehmen und wir sind auch hier selbst mit einem Messe-

stand auf dieser Messe KomZu dabei und da geht es um das Projekt Kommunale 

Stadtzentren. Stadtzentren insgesamt, ja Innenentwicklung vor Außenentwicklung. 

Ich glaube das ist auch ein ganz wichtiges Thema für die Zukunft der Kommunen. 

Wir müssen hier, und da müssen wir uns auf die eigene Brust klopfen, auch Sünden 

der Vergangenheit bereinigen. Wir haben immer wieder in Neubaugebiete am Rand 

der Städte und Kommunen investiert. Haben eine Infrastruktur aufgebaut, die wir auf 

Dauer ja auch unterhalten müssen vor dem Hintergrund demografischer Entwicklung. 

Und ja das belastet uns natürlich zusätzlich in unseren Haushalten, aber es ist wich-

tig, die Innenstädte, die Kernbereiche zu stärken um hier das Leben auch noch ein-

mal für die Zukunft lebenswert zu gestalten und es ist ja eine allgemeine Tendenz, 

dass die Menschen im hohen Alter wieder zurück in die Kernstädte gehen, weil dort 

die Versorgung vermeintlich besser ist, weil dort der öffentliche Personennahverkehr 

besser aufgebaut ist und natürlich dann auch die Nachversorgung stimmt und dem 

müssen wir Rechnung tragen, das wollen wir auch durch dieses Programm, das ein 

Bund-/Landprogramm ist, wo wir auch die hohe Unterstützung des Landes haben mit 

einem hohen Zuschuss aber ein kommunaler Eigenanteil von 25 % der ist zu stem-

men. Und das fällt uns zunehmend schwieriger. Heute Morgen ist schon angespro-

chen worden, der Kommunale Entschuldungsfonds, an dem wir teilnehmen müssen, 

dazu gibt es keine Alternative. Wir sind auch insoweit dem Land dankbar, dass wir 

die Möglichkeit haben hier unsere Kassenkredite ja vom Stand 31.12.2009 zu redu-

zieren, aber es ist nur, und Herr Söhngen hat es richtig gesagt, ja der damalige Zeit-

punkt, der 31.12.2009 maßgeblich, die Defizite, die wir ja jährlich haben, die sind ja 

noch mal dazugekommen, insoweit ist das eine Unterstützung, aber für die Zukunft 

nicht die Lösung unserer Probleme. Deshalb ist es wichtig, dass wir als kommunale 

Familie gemeinsam hier einen gerechten Interessenausgleich suchen mit Bund und 

Land und deshalb bin ich genauso wie Sie, Herr Söhngen, der Meinung, wichtig ist, 
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dass das Land mit uns spricht und die Anwesenheit des Ministerpräsidenten drückt 

es auch aus, und wir müssen diskutieren und offen sehen, wie wir hier gemeinsame 

Lösungen finden und wir sind tatsächlich nicht immer einer Meinung, aber es ist 

wichtig, dass wir darüber diskutieren. Denn wir wissen ja, dass auf allen Ebenen ge-

spart werden muss. Leider ist es nur so, dass viele Dinge in der Vergangenheit ver-

sprochen wurde, der Dr. Landsberg hat es ja gesagt, wenn wir nur das Thema Kin-

derbetreuung ansehen. Hier ist von oben herunter vom Bund versprochen worden, 

dass wir einen Rechtsanspruch geben für die, ja für die Einjährigen ab dem Jahr 

2013. Nur wir müssen das auch umsetzen. Wir müssen Planen, wir müssen die Ge-

bäude zur Verfügung stellen oder müssen neu Bauen und wir müssen natürlich auch 

das notwendige Personal haben. Da sind die Erzieherinnen und da sind auch natür-

lich die Wirtschaftskräfte, die mit dazu gehören. Also ein vieles an Dingen die zu ge-

währleisten sind und das ist auch, und das möchte ich an dieser Stelle ganz beson-

ders hervorheben, nicht kostendeckend. Da kann die Familienministerin behaupten 

was sie will, das ist eben einfach nicht so. Und damit müssen wir kämpfen und wir 

müssen auch sehen, ja in welche Gebäude gehen wir. Wir haben, das wissen wir die 

Kinderzahlen gehen zurück, unsere Schulgebäude werden irgendwann leerstehen 

und wenn wir dann schon für die Kinderbetreuung neue Räumlichkeiten zur Verfü-

gung stellen, dann gehen wir doch zunächst mal in den Bestand den wir haben. Das 

ist natürlich sehr viel teuerer als wenn wir irgendwo neu Bauen. Auch da brauchen 

wir eine Unterstützung und einen fairen, ja einen fairen Konsens. Und insoweit müs-

sen wir auch Zeit haben. Wir können diesen Rechtsanspruch nicht 100 %-ig erfüllen, 

wir versuchen es soweit es geht. Aber wir kennen ja auch schon die Zahlen der Zu-

kunft, bzw. bei den Kindern ist es natürlich Vieles Prognose. Das sind spannende 

Themen, die auch heute auf der Tagesordnung der Mitgliederversammlung stehen, 

insoweit möchte ich Sie jetzt nicht weiter damit beschäftigen, das werden wir erwar-

ten, aber ich wollte nur sagen, zum Ausdruck bringen, dass wir als die kommunalen 

Vertreter sehr interessiert daran sind, und auch sehr gespannt sind, wie wir jetzt in 

den zukünftigen Jahren gemeinsam diese Finanzkrise und die Schuldenkrise lösen 

können. Und es ist ja auch heute auf der Tagesordnung auch die 

16. Legislaturperiode des Landtages. Auch das Land muss sparen. Ich will gar keine 

Themen nennen, wie Feuerschutzsteuer oder andere Dinge die ja in der Diskussion 

sind, die uns ja betreffen. Wir wissen um diese Spannungen. Deshalb müssen wir 
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sehen, dass wir darüber diskutieren und das Gefühl haben, dass wir einen fairen In-

teressenausgleich haben.  

In diesem Sinne wünsche ich der Veranstaltung einen guten Verlauf und auch einen 

guten Erfolg für die Messe KomZu RLP und wir wären Herr Manns, auch sehr froh, 

wenn diese Veranstaltung hier öfters stattfinden könnte.  

In diesem Sinne alles Gute. Dankeschön!“ 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 14.11.2011; Ergebnisniederschrift  

 

 

 

TOP: 3. Jahresrechnung 2010 

 

Wirtschaftsprüfer Klemens Bellefontaine, Dipl.-Volkswirt von der Mittelrheinischen 

Treuhand GmbH, Koblenz, erläutert die Ergebnisse der Prüfungsberichte für den 

Zweckbetrieb (Haushalt I) und den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (Haushalt II) 

und stellt heraus, dass seitens des Wirtschaftsprüfers Dr. Klaus Höflich, Mainz, hin-

sichtlich der beiden Jahresabschlüsse uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt 

worden ist. Aufbau und Ablauforganisation der Verwaltung sind im Rechnungswesen 

gegenüber dem Vorjahr unverändert geblieben. Bestandsgefährdende Risiken sind 

für den Vorstand nicht ersichtlich.  

Grundsätzliche Feststellungen: 

Der Zweckbetrieb für sich betrachtet schließt mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 

– 916 TEUR ab.  

Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb schließt mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 

rund – 94 TEUR ab. 

Das Jahresergebnis 2010 beträgt konsolidiert – 1.010 TEUR. 

Das konsolidierte negative Jahresergebnis ist wesentlich von zwei Größen beein-

flusst. Im Zweckbetrieb erfolgten Rückstellungszuführungen in Höhe von 814 TEUR, 
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allein für Pensionen in Höhe von 627 TEUR und infolge des BilMoG (105 TEUR) 

veranlasste Anpassungen , das negative Ergebnis im wirtschaftlichen Ge-

schäfts¬betrieb ist auf nicht erfolgte Gewinnausschüttungen  aus der Beteiligung 

OSK zurück¬zuführen.  

Die ab dem Jahr 2011 geltende neue Beitragsstruktur wird die Finanzsituation mittel-

fristig stabilisieren, wobei die Ertragskraft auch zukünftig durch Versorgungsaufwen-

dungen für die nach beamtenrechtlichen Grundsätzen beschäftigten Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen belastet wird. 

Es ergeben sich keine Fragen. 

Bürgermeister Rudolf Becker, Speicher, stellt Antrag, dem Vorstand und den Ge-

schäftsführungen Entlastung zu erteilen sowie das Ergebnis auf neue Rechnung 

vorzutragen. 

Bürgermeister Rudolf Becker, Speicher, führt die Abstimmung durch. 

Beschluss: 

Die Mitgliederversammlung nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

Die Mitgliederversammlung erteilt dem Vorstand und den Geschäftsführungen ein-

stimmig Entlastung und beschließt, das Jahresergebnis auf neue Rechnung vorzu-

tragen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne Enthaltungen einstimmig. 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 14.11.2011; Ergebnisniederschrift  

 

 

 

TOP: 4. Rheinland-Pfalz und seine Kommunen- Herausforderung in der 16. 

Legislaturperiode des Landtages Rheinland-Pfalz 

 

Kurt Beck MdL, Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz 

„Sehr geehrter Herr Vorsitzender Söhngen,  

meine Herren Stellvertretenden Vorsitzenden,  

werter Herr Manns,  

sehr geehrte Damen und Herren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und Rats-

mitglieder,  

ich grüße Sie alle sehr herzlich und freue mich, dass die Frau Landtagsvizepräsiden-

tin und Kolleginnen und Kollegen aus allen Fraktionen hier unter uns sind. Ich begrü-

ße sehr herzlich Herrn Professor Meyer als höchsten Richter in unserem Lande und 

alle, die die öffentliche Verwaltung repräsentieren, und unsere Gäste aus Österreich 

besonders herzlich. Ich begrüße aber auch alle gesellschaftlichen Gruppen, die Ge-

werkschaftsvertreter und alle, die hier zusammengekommen sind.  

Herzlichen Dank auch gemeinsam mit Frau Kollegin Raab dafür, dass wir als Lan-

desregierung eingeladen worden sind. Ich darf Sie um Verständnis bitten, dass der 

ursprünglich angemeldete Innenminister heute wegen einer plötzlichen Erkrankung 
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eines seiner Kinder nicht da sein kann. Frau Raab vertritt ihn. Ich denke Sie haben 

dafür Verständnis.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

in der Tat wir sind am Beginn einer Legislaturperiode und das heißt natürlich auch 

den Blick nach vorne zu wenden. Aber es heißt auch, dass wir uns eine Reihe von 

konkreten Ziellinien vornehmen müssen an denen entlang wir uns politisch bemühen. 

Und ich hoffe, dass diese Ziellinien im Wesentlichen einvernehmlich sind hinsichtlich 

der Aufgabenstellungen. Und dass wir dann, nicht zuletzt auch im Dialog mit den 

kommunalen Spitzenverbänden, die einzelnen Schritte entlang dieser Ziellinien ab-

stimmen und dem Grunde nach zumindest einvernehmlich gehen können.  

Erlauben Sie mir außerhalb der Reihe und einen Tag nach dem gestrigen Volkstrau-

ertag, eine Bitte an Sie zu äußern. Ich habe sie kurz mit dem Vorsitzenden und Stell-

vertretenden Vorsitzenden besprochen. Ich habe seit einigen Tagen eine Bitte des 

Bundesverteidigungsministers auf dem Tisch und ich möchte sie mir gerne zu Eigen 

machen. Die Bitte nämlich, dass wir für die gefallenen Soldatinnen und Soldaten der 

Bundeswehr die gleichen Rechte einräumen, was das Ruherecht auf unseren Fried-

höfen angeht, wie dies für die Gefallenen der Weltkriege und die Toten der Gewalt-

herrschaft der Fall ist. Es sind in Deutschland bereits 100 Menschen, die im Einsatz 

für Frieden und Freiheit ums Leben gekommen sind. Wir sind ihnen diese Würde 

auch schuldig. Ich würde das am liebsten in einer freiwilligen Vereinbarung mit den 

Spitzenverbänden unter Zustimmung der einzelnen zuständigen Kommunen regeln 

und nicht durch eine Änderung des Friedhofsgesetzes, weil ich glaube, dass wir dort 

die gleichen Grundüberzeugungen haben. Ich bitte Sie herzlich, dass wir gemeinsam 

diesen Weg gehen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist von Herrn Landsberg, aber auch von 

Herrn Söhngen und den anderen Rednerinnen und Rednern auf die aktuelle Lage 

hingewiesen worden. Und das sie eine, ja sehr unterschiedlich zu Bewertende ist, 

das ist wohl wahr. Wir haben auf der einen Seite hervorragende Auslastungen unse-

rer Wirtschaft. Die Wirtschaft in Rheinland-Pfalz wächst überdurchschnittlich, auch 

die bundesweite Wirtschaft wächst sehr gut. Die neuesten Zahlen sind bundesweit 

3,9 %, in Rheinland-Pfalz 4,1 % Wirtschaftswachstum. Wir haben so viele sozialver-

sicherungspflichtige Beschäftigte wie es noch nie in der Geschichte dieses Landes 
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gab. Die Arbeitslosigkeit liegt in diesem Herbst in Rheinland-Pfalz bei 4,8 % und da-

mit an drittgünstigster Stelle im Reigen der deutschen Länder.  

Und die Umfragen bei den Unternehmen, nicht zuletzt auch bei den mittelständi-

schen Unternehmen, bei unserem Handwerk, zeigen eine sehr positive Entwicklung. 

Aber – und dieses aber kommt auch, wenn man mit wirtschaftlich Verantwortlichen, 

wenn man mit den Gewerkschafts- und Verbandsvertretern redet. Wir haben die Eu-

rokrise und daneben auch eine weltweite Finanzkrise. Wenn man auf den Dollarraum 

schaut, wird einem das deutlich.  

Wir alle haben diese Herausforderung ständig im Hinterkopf und bis zu den einzel-

nen Bürgerinnen und Bürgern gibt es eine sehr tiefe Verunsicherung. Bei Bürgerin-

nen und Bürgern begegnet einem ständig die Frage: Was wird denn aus meiner Le-

bensversicherung? Wie ist es denn mit den paar tausend Euro, die ich mir angespart 

habe, um die Risiken des Alters abzusichern?  

Und bei den Wirtschaftsvertreterinnen und -vertretern hört man immer wieder: Was 

soll man denn tun? Eigentlich hätten wir Erweiterungs- und Erneuerungsinvestitionen 

nötig, aber wird es denn mit der Konjunktur so bleiben? Und werden wir die notwen-

digen Finanzgrundlagen haben, um solche Investments dann mittelfristig und länger-

fristig zu finanzieren?  

Und deshalb ist es richtig, wenn wir nicht von Horrorszenarien ausgehen, was die 

finanzielle Entwicklung in unserem Land angeht. Wir müssen aber eben auch die 

Vorsicht walten lassen, mit ins Kalkül zu ziehen, dass die Realwirtschaft - wir werden 

alles tun, was in unserer Macht steht, um dem entgegen zu wirken, aber wir müssen 

uns auch darauf einstellen - angesteckt wird von dieser Finanzkrise. Wir haben das 

in den Jahren 2008/09 bitter erlebt. Auch dort hatten wir die Hoffnung, dass die Fi-

nanzkrise nicht auf die Realwirtschaft durchschlägt. Wir waren alle in Deutschland 

nicht ausreichend vorbereitet, weil es vorher so gut lief. Und sind dann, sozusagen 

aus voller Fahrt, an diese Wand geprallt mit allen wirtschaftlichen, mit allen finanziel-

len und letztendlich eben auch mit allen Folgen, was die Steuereinnahmen für Bund, 

Länder und Kommunen angeht. Dadurch, dass die Kommunen über die Gewerbe-

steuer eine ganz besonders direkte Beziehung auch zum wirtschaftlichen Geschehen 

in ihrem Einnahmeportfolio haben, und dass die Kommunen dann immer besonders 

stark betroffen sind, ist auch das eine Realität.  
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Es gibt also keinen Grund von einem Horrorszenario zwingend auszugehen. Es gibt 

aber allen Grund eben auch diese Entwicklungen mit im Blick zu halten, die zumin-

dest nicht völlig auszuschließen sind. Mit dem im Parlament in der letzten Woche in 

erster Beratung debattierten Doppelhaushalt und einer Finanzplanung, die nicht nur 

die nächsten fünf Jahre umfasst, sondern erstmals bis zum Jahr 2020 reicht, versu-

chen wir einen verantwortbaren Mittelweg zu finden, der dann auch Verlässlichkeit 

bietet.  

2020 deshalb, es ist gesagt worden, weil wir als Länder insgesamt das Grundgesetz, 

aber auch die Verfassungsregel, die wir uns selbst gegeben haben, die sogenannte 

Schuldenbremse, dann einzuhalten haben. Wir können dies schaffen und wir werden 

dies schaffen, meine Damen und Herren. Das ist Verfassungsgebot, und es gibt kei-

ne Alternative dazu.  

Es ist vernünftig, weil es etwas mit Nachhaltigkeit im finanziellen Verhalten zu tun hat 

und weil es auch etwas damit zu tun hat, dass wir heute definitiv wissen, dass es in 

den kommenden Jahren deutlich weniger Menschen in der Lebensmitte - also im Er-

werbsalter – geben wird. Dafür werden mehr ältere Menschen unter uns sein, für die 

wir Verantwortung haben. Und natürlich werden auch dann für die Kinder, für die Ju-

gendlichen entsprechende Grundlagen sicherzustellen sein, um ihre Ausbildung zu 

finanzieren. Ein Löwenanteil des Finanzaufkommens kommt von dieser Gruppe im 

erwerbsfähigen Alter - Selbstständige oder Arbeitnehmer oder Arbeitgeber spielen 

dabei keine Rolle – und damit ein Löwenanteil der Einnahmen von Bund, Ländern 

und Kommunen. Wir müssen uns auf entsprechend niedrigere Einnahmen bei nur 

sehr gering zurückgehender Bevölkerungszahl, insgesamt etwa 4 % nach den mittle-

ren Prognosen, einstellen. Das wird uns fordern. Das heißt nämlich, dass wir auch 

dann in Bildung relativ die gleichen, ich denke steigende Ausgaben zu tätigen haben, 

dass wir auf der anderen Seite mehr ältere Menschen haben, für die in einem weiten 

Sektor die sozialen Verantwortlichkeiten in den absoluten Zahlen steigen werden. 

Darauf müssen wir uns finanzpolitisch einstellen, wir müssen uns darauf sozial- und 

wirtschaftspolitisch einstellen und wir haben natürlich auch viele Entscheidungen da-

hin auszurichten, beispielsweise – es ist vorhin von Herrn Oberbürgermeister Zimmer 

angesprochen worden – was die kommunalen Entwicklungsplanungen angeht. Die 

landesweiten, aber auch eben die entsprechenden Kommunalplanungen in jeder 

Gemeinde. Wie halten wir in die Innenstädte lebendig? Wie können wir trotzdem für 

junge Menschen das Wohnen in der ländlichen Gemeinde, aber auch in der Stadt 
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attraktiv halten? Wie halten wir ländliche Räume und städtische Ballungsräume in 

einer Balance was die Lebensqualität und was damit die Attraktivität angeht? Also 

Herausforderungen, die nicht klein zu schreiben sind, aber wir wissen auch alle, dass 

es überhaupt keinen Grund gibt zu resignieren. Denn wenn unsere Eltern oder 

Großeltern 1945 vor der unendlich größeren Aufgabe resigniert hätten, dann wären 

wir heute nicht da, wo wir Gott sei Dank sind. Insoweit eine große Aufgabe, aber eine 

zu bewältigende, wenn wir die Weichen richtig stellen.  

Es ist das Stichwort Bürgerbeteiligung gefallen. Wir müssen auch darauf achten, 

dass unsere demokratischen Errungenschaften nicht wie eine Selbstverständlichkeit 

daher kommen und an, ja an Phlegma und an Desinteresse notleidend werden. Das 

sei hinzugefügt, und dass wir auch immer wieder gefordert sind uns gegen Extre-

mismus und Gewalt zu wappnen, das machen die Schreckensmeldungen von rechts-

radikalem Terror in diesen Stunden sehr deutlich.  

Das sind die Herausforderungen, die uns als Demokratinnen und Demokraten über 

alle Parteigrenzen und Verantwortlichkeiten hinweg binden. Dennoch, es geht darum 

Wege zu finden, die in der Tat - da stimme ich Herrn Söhngen völlig zu - das, was wir 

repräsentative Demokratie nennen, stark halten; die dauerhafte Verantwortlichkeit 

gerade dort, wo sie vom Ehrenamt getragen und vom Hauptamt unterstützt wird. 

Aber es geht auch darum, Anreize zu schaffen, sich in diese Meinungsbildungspro-

zesse einbringen zu können, und darüber wird sicher in der Enquetekommission des 

Landtags zu reden sein. Aber wir fangen auch nicht bei null an. Die vorhin angespro-

chene Kommunal- und Verwaltungsreform ist als Beispiel in einem solchen Bürger-

beteiligungsmodell weitgehend entstanden und an solchen Erfahrungen wollen wir 

uns anlehnen. Ich werbe auf jeden Fall für die Offenheit, ohne mit zwei Füßen voran 

und mit Hurrarufen einfach diesen Weg zu beschreiten, weil wir natürlich auch nicht 

wollen, dass sehr einflussreiche Gruppierungen, sei es finanzieller Art oder sei es, 

was Zugang zu Medien etc. angeht, dann letztendlich bestimmend sind, und dass 

damit eben am Ende weniger Demokratie denn mehr herauskommt. Das abzuwägen 

gilt es. Ich habe dazu gemeinsam mit Herrn Professor Ziekow ein Buch veröffentlicht 

und ich hoffe, dass wir einen lebendigen Dialog haben. Ich freue mich auf jeden Fall 

darüber, dass nicht nur das Parlament, sondern dass sich auch die kommunale Ver-

antwortung diesem Weg öffnet.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht um eine Reihe von großen Wei-

chenstellungen, die Demografiefestigkeit ist angesprochen, aber es gehört natürlich 
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auch dazu, dass wir attraktiv bleiben für junge Familien und für die Entscheidung 

junger Menschen zum Kind. Das wird die zweite Seite der Medaille sein sich vorzu-

bereiten auf mehr ältere Menschen in unserer Mitte, und deshalb halte ich die Ent-

scheidungen zur Bildung und zur Familienfreundlichkeit für alternativlos.  

Alternativen gibt es zu allem, aber nicht in jedem Fall sind diese vernünftig. Ich bin 

überzeugt, dass der Weg - und ich danke Ihnen dafür, dass Sie ihn so intensiv mit-

gegangen sind - dass der Weg zur Familienfreundlichkeit, den wir in Rheinland-Pfalz 

seit vielen Jahren gehen, richtig ist. Er hat sich als ganz entscheidender Wettbe-

werbsvorteil unserer Region - jetzt mal europäisch gedacht im Reigen der europäi-

schen Regionen – erwiesen. Dies wird sich in den Jahren der demografischen Ver-

änderung erneut so zeigen. Insoweit müssen wir Antworten finden, wie wir das finan-

zieren und ich bin sehr dafür, dass wir auch die staatlichen Ebenen in diese Verant-

wortung einbeziehen und sie nicht nur von den Kommunen fordern. Aber ich will 

auch deutlich machen: Rheinland-Pfalz ist im Vergleich der deutschen Länder abso-

luter Vorreiter was die Schaffung von Kita-Plätzen - auch für die ab 1-jährigen – an-

geht. Dabei lasse ich den Osten einmal außen vor, der eine Sondersituation aus frü-

heren Zeiten bewahrt hat, was richtig ist, was gut ist. Was auch dort ein Stück leich-

ter ist an der Stelle - an anderen gibt es viele Schwierigkeiten -, weil viele junge 

Menschen weggezogen sind in den Westen. Diesen Vorsprung, der derzeit bei 25 % 

Versorgung liegt, wollen wir auch ausbauen. Aber wir haben auch finanzielle Anreize 

dazu gesetzt. Daran möchte ich doch in dieser Runde erinnern. Das war richtig und 

auch kommunalfreundlich und familienfreundlich.  

Ich sehe keine Alternative dazu diesen Weg zu gehen, und ich bin auch überzeugt, 

lieber Dr. Landsberg, dass individuelle Betreuungsformen allenfalls eine Ergänzung 

sein können. Deshalb bleiben wir als Landesregierung auch dabei, dass wir den 

Ausbau der Kindertagesstätten als die zentrale Aufgabe betrachten und auch die 

entsprechende pädagogisch qualifizierte Betreuung dort wissen wollen. Ja wir wer-

den etwas tun müssen auch um die Attraktivität der Erzieherberufe aufrechtzuerhal-

ten, wobei wir uns dazu verständigt haben, dass dort die akademische Ausbildung 

und die bisherige Fachschulausbildung mit praktischer Ergänzung nebeneinander 

Platz haben. Wir brauchen beides in unseren Kindertagesstätten und das heißt auch, 

dass wir gegen eine Vollakademisierung in diesem Bereich sind. Das ist als Orientie-

rung für die Trägerschaft, die kommunale genauso wie für die kirchliche und freige-

meinnützige nicht ohne Bedeutung.  
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir in Bildung weiterhin überdurch-

schnittlich investieren, das zeigen der vorgelegte Haushalt und die Finanzplanung, 

denn dort haben wir Wachstumsraten in der Größenordnung von 3,5 % bei insge-

samt real schrumpfenden Ausgaben im Haushalt. Es ist richtig, dass wir uns auch 

dort der Demografie anzupassen haben. Es ist aber auch richtig, wenn man 60.000 

Schülerinnen und Schüler in den kommenden 5-6 Jahren weniger haben wird. Das 

wissen wir ja alle, die Kinder leben alle schon, die in dieser Zeit in die Schule kom-

men. Dann muss man eben auch dort sehen, wie man Bildung verstärken und eine 

Demografierendite erzielen kann. Diese rund 60.000 Schülerinnen und Schüler be-

deuten etwa 3.000 Lehrerinnen und Lehrer weniger. Davon werden 1.000 Stellen im 

System gelassen. Kleinere Klassen in den Grundschulen, weitere Verbesserungen 

und 2.000 Stellen, die dann allerdings auf der Sparseite verbucht werden müssen, 

sonst werden wir am Ende System sprengend. Dieser Schwerpunkt gilt natürlich 

auch für die Hochschulen und das, was dort geschieht. Also Schwerpunktbildung, 

Schwerpunkt Familien. Gerade wegen der demografischen Veränderung und um 

eben nicht am Ende so dazustehen, dass wir zwar viele ältere Menschen - Gott sei 

Dank werden die Menschen älter - unter uns haben, sondern auch einen Anreiz bil-

den für junge Familien. 

Damit beginnen wir eine der großen Herausforderungen zu beantworten. Nämlich 

wie wir den Fachkräftebedarf von Morgen decken – wir haben heute schon begin-

nenden Fachkräftemangel - mit denjenigen, die bei uns groß geworden sind und hier 

bleiben sollen, mit denjenigen, die wir über unsere Landesgrenzen hinweg brauchen 

und denjenigen, die wir über nationale Grenzen hinaus brauchen. Wir müssen diese 

dann auch einladen zu uns zu kommen, bei uns Aufgaben anzunehmen und sich hier 

wohlzufühlen. 

Das ist eine gemeinsame Aufgabe, die Bund, Länder und Gemeinden haben und auf 

die wir, ich komme darauf, dann auch Finanzantworten geben müssen. Und ich will 

eine dritte große Herausforderung nennen: Wir haben uns entschieden, einen neuen 

Weg hinsichtlich der Energieversorgung in der Bundesrepublik Deutschland zu ge-

hen. Ich weiß nicht, wie es Ihnen gegangen ist, aber ich habe in den letzten Tagen, 

nachdem internationale Journalistinnen und Journalisten wieder eine Chance hatten 

das Gelände in Fukushima zu sehen und zu filmen, im wahrsten Sinne des Wortes  

ein Dankgebet gesprochen, dass wir diesen Weg nicht einfach weiter gehen. Einen 

Weg, der in einer dicht besiedelten Region, wenn ein Fehler passiert oder eine Kata-
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strophe passiert, zur Unbewohnbarkeit der gesamten Region führen kann. Sie wis-

sen, wir haben eine Partnerregion – Iwate – nicht weit von Fukushima entfernt. Und 

dann diese Menschen. Wenn man viele persönlich kennt, ist es einem noch näher.  

An die Menschen muss man denken, die ihre Heimat verlassen haben und nicht wis-

sen, ob sie je wieder zurück können. Insoweit sind wir sind auf einem verantwortli-

chen Weg in Deutschland. Es ist gut, dass es derzeit Gespräche darüber gibt, wie wir 

mit den Endlagerfragen umgehen, und dass wir auf diese Art und Weise eine endgül-

tige Weichenstellung in eine andere Energiezukunft vornehmen.  

Das freilich fordert uns, weil Ausstieg ohne Einstieg in etwas Neues nicht die Antwort 

sein kann. Und deshalb wollen wir diesen Weg als Land Rheinland-Pfalz gehen. Ich 

habe heute gelesen, dass Hessen auch auf einem solchen Weg ist. Ich finde es gut, 

wenn überall solche Bestrebungen im Gange sind und bedanke mich auch für ganz 

viele kommunale Diskussionen. Jetzt geht es darum, dass wir die Weichen stellen. 

Wir werden noch in diesem Jahr den Landesentwicklungsplan IV fortschreiben und 

Orientierung für die regionalen und kommunalen Planungsschritte geben, damit das 

Ganze in einer geordneten Weise laufen kann. Da wird, was Windkraft angeht, natür-

lich die sogenannte Windhöffigkeit im Vordergrund stehen. Wir müssen aufpassen, 

dass man nicht verlockt wird. Ich weiß, dass es Unternehmen gibt, die verlockend 

unterwegs sind, den Kommunen kurzfristig Geld bieten und sagen: Bau doch eine 

Windkraftanlage. Aber die muss auf Dauer auch Geld abwerfen und darf nicht wegen 

der mangelnden Windintensität defizitär werden. Dann haben wir das Ding da stehen 

und keiner baut es später mehr ab. Es rechnet sich nicht und muss abgeschaltet 

werden.  

Deshalb: klare Orientierung. Wir brauchen knapp 2 % der Landesfläche, um bei dem 

sogenannten Repowering, also höheren Energieleistungen pro Windrad, den Anteil 

Windkraft zu haben, der nötig ist, um zusammen mit Solar- und anderen kleineren 

Energieerzeugungsquellen das Ziel zu erreichen 2030 unsere Stromversorgung bi-

lanziell zu 100 % über regenerative Energien zu erzeugen. Neben der Fortschrei-

bung des Landesentwicklungsplans wird es auch darauf ankommen, dass wir aus 

Betroffenen, wie dies heute der Fall ist, Beteiligte machen. Das heißt, dass wir die 

Möglichkeit schaffen, auf der einen Seite kommunale Energieerzeugungsverbünde 

zu gründen, die, das ist meine Bitte an Sie, nicht zu kleinräumig sein dürfen. Wir 

müssen das auch so organisieren, dass die Netzerneuerung, dass die Investitionen 

die notwendig sind - auch wenn sie vielleicht aktuell nicht anstehen - in der Zukunft 
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getragen werden können von einem solchen Energiewirtschaftsverband. So rate ich 

dringend zu einem Miteinander und zu vernünftig zugeschnittenen Energieverbün-

den. 

Aber Beteiligte, das heißt eben auch, dass man am Gewinn beteiligt ist und dass auf 

diese Weise ein Fortschritt auch aus eigenem materiellem Interesse möglich ist. Ich 

bin dankbar, dass die Sparkassen, dass die Genossenschaftsbanken entsprechende 

Modelle anbieten. Wir wollen die Bürgerinnen und Bürger einladen, Anteile auch an 

Solarenergieanlagen zu erwerben. Das ist ein weiterer Schritt, um aus Betroffenen 

Beteiligte zu machen. Wir werden dazu das kommunale Wirtschaftsrecht in unserem 

Land verändern, um den Kommunen und ihren Stadtwerken etc. bessere Hand-

lungsmöglichkeiten zu geben. Zum Unterschied von Betrachtungsweisen aus der 

Vergangenheit ist dies eben nicht zum Nachteil der mittelständischen Wirtschaft. 

Über solche Verbünde kann die mittelständische Wirtschaft in solche Entwicklungen 

ganz maßgeblich einbezogen werden. Wenn nur die großen Energiekonzerne Ent-

scheidungen tragen, dann wird die mittelständische Wirtschaft nur selten davon par-

tizipieren. Wir aber können kommunale, regionale Verantwortung und mittelständi-

sche Wirtschaft auf einen Nenner bringen. Dabei gibt es in Rheinland-Pfalz eine Rie-

senchance der wirtschaftlichen Wertschöpfung: Von der Grundstofferzeugung für 

Dämmstoffe bei der BASF und Speicherbatterien, die dort produziert werden, vom 

größten unserer Unternehmen bis zu dem Handwerksunternehmen vor Ort. Mit drei 

Leuten können diese dann letztendlich Wärmedämmung schaffen unter Einbezie-

hung miteinander kombinierter intelligenter Energieversorgungsnetze, aber eben 

auch die Kontrolle der Energieabgabe über intelligent gesteuerte Netze. Wir haben 

eine breite Wirtschafts- und damit auch Wertschöpfungskette, und das ist eine unse-

rer großen neuen Chancen, auch was unsere Exportwirtschaft und deren Möglichkei-

ten angeht. 

Ich habe vor der Tür ein interessantes Auto mit Elektroantrieb gesehen. Wenn es 

gelingt, auch im Bereich der Mobilität solche Schritte in der Zukunft hinzuzufügen, 

dann sind wir, weil es da um wissensbasierte Wirtschaftsbereiche geht, in einer gu-

ten Konkurrenzlage. Auch mit weniger Menschen im arbeitsfähigen Alter ein größe-

res Bruttosozialprodukt generiert werden. Es ist diese volkswirtschaftliche Kette, die 

wir im Auge behalten müssen, sonst werden wir am Ende immer in der Situation 

sein, dass wir an einem zu kurzen Tischtuch hin- oder herziehen. Die Kommunen, 

die Länder, der Bund ziehen, aber das Tuch wird nicht länger, wenn wir nicht die 
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Grundlagen dafür schaffen. Ich sehe überhaupt keinen Anlass, grundskeptisch zu 

sein, sehr aufmerksam und sehr entschlossen allerdings schon.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe eine Bitte. Lassen Sie uns darauf 

verständigen, dass ein Gemeinwesen, das von der sozialen Marktwirtschaft ausgeht, 

das eine entsprechende Verantwortung für die einzelnen, für Chancengleichheit und 

Gerechtigkeit vorgibt, auch eine entsprechende finanzielle Grundausstattung 

braucht. Und da müssen wir den Mut haben, das sage ich Ihnen auch in aller Offen-

heit, uns klar zu positionieren, was das Versprechen von Steuersenkungen angeht. 

Ich sehe dafür keine Möglichkeit. Wir haben ausgerechnet, wenn die jetzt politisch in 

der Bundesregierung vereinbarte Entlastung in Höhe von rund 6 Milliarden Euro kä-

me, würde dies für Rheinland-Pfalz für das Land und seine Kommunen rd. 100 Milli-

onen Euro im Jahr an zusätzlichen Mindereinnahmen bedeuten. Und das dauerhaft, 

weil wir die Basis absenken. Und Sie wissen, wir haben einen Haushalt vorgelegt, 

der über 200 Millionen Euro Einsparvolumen beinhaltet und dann noch mal 100 Milli-

onen Euro obendrauf. Es muss mir dann jemand schildern, wie man das über den 

Zeitraum von acht bis neun Jahren ausgleichen soll, denn wenn es ins Detail geht, 

dann ist das mit dem Sparen immer so eine Sache. Ich muss auf den einen oder an-

deren Punkt hierzu noch gleich eingehen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, da muss eben auch Klarheit sein, denn auf 

der einen Seite in diesen Dimensionen auf Einnahmen verzichten, auf der anderen 

Seite um die Folgen streiten, das kann nicht gut gehen, nicht unter den Bedingungen 

der rheinland-pfälzischen Verfassung, wo wir kontinuierlich Belastungen abbauen 

müssen. Wir haben uns eine der engsten Verfassungsregeln gegeben, die es 

Deutschland in einem Land oder beim Bund gibt, was die Schuldenbremse angeht. 

Also das geht nicht zusammen.  

Insoweit einige konkrete Blicke auf den Finanzausgleich, weil ich mich ausdrücklich 

zu einem fairen Miteinander zwischen dem Land und den Kommunen bekenne. Für 

die Jahre 2012 und 2013, ich gehe davon aus, dass in diesen Wesenszügen und den 

Eckpunkten der Haushalt so verabschiedet wird, wie er jetzt im Parlament einge-

bracht worden ist, wird dies von den Mehrheitsfraktionen auch getragen. Wir werden 

die Finanzausgleichsmasse erneut um 128 Millionen Euro steigern können und dank 

des Stabilisierungsfonds werden diese Mittel bis 2015 noch einmal um 145 Millionen 

Euro ansteigen. Gegenüber den zweckgebundenen Zuweisungen im Verhältnis zu 

den allgemeinen Zuweisungen wird es, und das war immer wieder eine nachvoll-
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ziehbare Forderung auch aus diesem Kreis, wird es ein Verhältnis geben zugunsten 

der allgemeinen Zuweisungen, wie es so günstig noch nie war. Wir werden bis 2013, 

also fest in diesem Haushalt verankert, 64,8 % allgemeine Zuweisung und 35,2 % 

Zweckzuweisungen haben. Sie wissen es war schon mal ein Gewaltakt in Rheinland-

Pfalz auf das Verhältnis 60/40 zu kommen und insoweit werden wir den Forderungen 

gerecht.  

Ich will darauf hinweisen, dass wir den Familienleistungsausgleich in diesem Haus-

halt um 5 % erhöhen - bezogen auf 2011. Insoweit wird unterm Strich die Gesamt-

leistung, die das Land an die Kommunen zur Verfügung stellt, im Jahr 2012 auf 

3,502 Milliarden Euro und im Jahr 2013 auf 3,593 Milliarden Euro steigen. Das sind 

8,4 % oder 280 Millionen Euro mehr als dies im laufenden Jahr der Fall war.  

Ich will auch darauf hinweisen, weil ich jetzt gerade bei der Landtagsdebatte einiges 

gehört habe und bitten, dass wir anständig miteinander umgehen. In der Tat: Wir ha-

ben eine Änderung am Ausführungsgesetz zum Sozialgesetzbuch vorgenommen 

und dort 20 Millionen Euro zurückgenommen. Aber es ist vorweg - und das war be-

sprochen mit den Spitzenverbänden -, die Verstetigungssumme im kommunalen Fi-

nanzausgleich um diesen Betrag erhöht worden, und zwar um Mittel, die insbesonde-

re in die Investitionsschlüsselzuweisungen fließen und damit in den Bereich gehen, 

wo die Sozialbelastungen am höchsten sind. Das ist eine faire und vernünftige Rege-

lung.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich ein Wort auch sagen zu 

der Vorhaltung, dass ja jetzt die besseren Steuereinnahmen des Landes 2012 und 

2013 sich nicht in vollem Umfang abbilden würden bei den Mitteln, die bei den Kom-

munen ankommen. Ich habe da einiges gelesen und das kann ich natürlich in einer 

solchen Runde nicht ohne Korrektur stehen lassen. Meine Damen und Herren, wir 

haben uns einen Stabilisierungsfonds gegeben, Sie erinnern sich daran. 

Und wir haben dabei versucht einen Weg zu finden, der insbesondere in wirtschaft-

lich schwierigen Zeiten die starken Abstürze der kommunalen Einnahmen vermeidet 

und sie durch das Land kreditiert, also vorschießt. Dass dann in stärkeren Jahren 

auch ein Teil davon wieder zurückgerechnet wird, das war allerdings Teil des Deals, 

also in schlechten Jahren nehmen, in guten Jahren dann das vergessen, das passt 

nicht zusammen. Das ist nicht die Vereinbarung und deshalb will ich Ihnen dazu 

noch einige Zahlen nennen, damit wir uns einfach richtig verstehen.  
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Wir haben im Jahr 2009 die Finanzausgleichsmasse, immer gerechnet gegenüber 

2008, um 71 Millionen gesteigert. Wir haben zum gleichen Zeitpunkt 634 Millionen 

Euro Mindereinnahmen beim Land gehabt. Wenn ich nur den Verbundsatz des Fi-

nanzausgleichs mit rund 20 % jetzt Pi mal Daumen nehme, also der Mittel, die aus 

dem Steueraufkommen an die Kommunen fließen, dann wäre dies ein Minus für die 

Kommunen von 127 Millionen Euro gewesen. Andere Länder haben dies jeweils mit 

ein oder zwei Jahren Verzögerung voll verrechnet. Im Jahr 2010 lagen die Minder-

einnahmen des Landes bei 437 Millionen Euro, die Mehreinnahmen im Finanzaus-

gleich für die Kommunen dank des Stabilisierungsfonds bei plus 89 Millionen Euro, 

die eigentlich Mindereinnahmen in Höhe von 88 Millionen Euro gewesen wären. Ins-

gesamt also ein Vorteil von 177 Millionen Euro. Und im Jahr 2011 verzeichnet das 

Land immer noch gegenüber 2008 ein Minus der Steuereinnahmen von 

509 Millionen. Das zu der Mär, wir würden alle so unendlich viel mehr Geld einneh-

men. Gegenüber dem Vorjahr ist das richtig, gegenüber dem Stand 2008 fehlt uns 

mehr als eine halbe Milliarde. Daran wären die Kommunen mit rund 100 Millionen 

Euro im Minus zu beteiligen gewesen. Im Gegenteil haben wir 131 Millionen Euro 

mehr für die Kommunen in den Finanzausgleich gegeben. Im Saldo 230 Millionen 

Euro. 

Meine Damen und Herren, dass es jetzt eben auch eine Teilverrechnung gibt und 

trotzdem unterm Strich die Landesmittel für die Kommunen im Jahr 2013 um 280 

Millionen Euro wachsen, - das ist allerdings jetzt die zweite Seite der Medaille, die ich 

gerade aus den schwierigen Jahren vorgetragen habe. Insoweit rate ich dazu, dass 

wir bei unseren Verantwortlichkeiten, die wir uns gegenseitig versichert haben, auch 

für die Zukunft bleiben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Wort zur Grundsicherung im Alter.  

Es werden im Schnitt in den kommenden Jahren rund 170 Millionen Euro für die Trä-

ger der Grundsicherung im Alter an Verbesserungen erwartet, aufgrund dessen was 

wir dem Bund abgerungen haben. Und zwar im wahrsten Sinne des Wortes. Viel-

leicht erinnern sich manche noch an die nächtelangen, ja teilweise im Fernsehen 

auch gezeigten Kämpfe, die der Kollege Professor Böhmer, der Kollege Seehofer 

und ich mit dem Bund geführt haben. Und ich finde, wir müssen aktiv werden, sowohl 

die kommunale Ebene als auch die Länder. Denn es ist zwar die erste Milliarde die-

ser Viermilliardentranche, und es sollen ja dauerhaft vier Milliarden sein. Das ist etwa 

der jetzige Stand der Kosten, die erstattet werden sollen. Die erste Tranche von einer 
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Milliarde steht im Haushalt, aber zur Schönung des Bundeshaushaltes fehlt jegliche 

dauerhafte Grundlage. Es ist weder ein Gesetz verabschiedet worden, das den 

Kommunen diesen Anspruch dauerhaft gibt, noch haben wir derzeit anderes als An-

kündigungen.  

So haben wir nicht gewettet. Zugesagt ist zugesagt, wir haben dafür ja auch gegeben 

in diesen Verhandlungen mit dem Bund, und deshalb wird das Land Rheinland-Pfalz, 

das haben wir im Kabinett so beschlossen, in der kommenden Sitzung des Bundes-

rates aktiv werden, um vom Bund eine klare Aussage zu bekommen. Es kann nicht 

so sein, dass die Kommunen in Unklarheit gehalten werden ob denn die Beträge ins-

gesamt kommen, oder ob sie bei dem Viertel in irgendeiner Weise eingefroren wer-

den sollen. Ich unterstelle das noch nicht, ich unterstelle, dass das Wort und die Ver-

einbarung zwischen drei Verfassungsorganen der Bundesregierung, dem Bundestag 

und dem Bundesrat gilt. Aber wir wollen Klarheit. Bisher ist diese Klarheit in keiner 

Weise da. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn wir dort auch miteinander diesen Weg ge-

hen würden, da Klarheit zu schaffen. Es geht um sehr, sehr viel.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir insgesamt mit diesen Schritten 

noch nicht zu einer befriedigenden Finanzsituation der Kommunen gekommen sind, 

bei aller Unterschiedlichkeit, die es natürlich auch gibt, das wollen wir auch sehen. 

Das ist sehr unterschiedlich. Es gibt auch Kommunen, die finanziell besser da ste-

hen. Es gibt die Ortsgemeinden, die relativ besser da stehen, Verbandsgemeinden 

die relativ besser da stehen, auch dort mit allen Höhen und Tiefen und Unterschied-

lichkeiten, mir ist das sehr bewusst. Aber insgesamt ist das unzureichend. Und des-

halb wollen wir in der Enquetekommission des Landtags, darüber hat Frau Kollegin 

Klamm gesprochen, aber auch in einer Reformagenda, die wir bereits begonnen ha-

ben, das unsere tun, um zu vernünftigen Verhältnisse zu gelangen.  

Ich habe dies in meiner Regierungserklärung für die Legislaturperiode so deutlich 

gemacht, und damit ist es auch Grundlage für unsere Arbeit als Koalitionspartner aus 

Sozialdemokraten und Bündnis 90 / Die Grünen. Und wir werden das auch einhalten. 

Ich will noch mal dran erinnern: Es gilt Konnexität, das haben wir vereinbart und ge-

setzlich und verfassungsmäßig verankert. Wir haben darüber hinaus einige Sofort-

maßnahmen umgesetzt. Da man sehr schnell vergisst, erinnere ich noch einmal da-

ran, dass das Land eine Zinsgarantie für die Kommunen finanziert hat. 
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Wir haben darüber hinaus mittelfristige Maßnahmen auf den Weg gebracht, die Än-

derungen im Landesfinanzausgleichsgesetz mit einer stärkeren Betonung der Sozial-

lasten und einer progressiven Gestaltung der Finanzausgleichsumlage. Und wir ha-

ben die Schwellenwerte für die Schlüsselzuweisung A angepasst und die Nivellie-

rungssätze angehoben. Auch das ist eine Forderung, die insbesondere vom Land-

kreistag und vom Städtetag erhoben worden ist. An der Stelle will ich mich bedan-

ken, denn der Gemeinde- und Städtebund hätte ja sagen können uns betrifft dies 

weniger und wir müssen dort eher solidarisch sein. Dass der Gemeinde- und Städte-

bund diesen Weg mitgegangen ist, das will ich ausdrücklich betonen und mich dafür 

auch bedanken und Anerkennung aussprechen. 

Meine Damen und Herren, es ist darüber gesprochen worden, dass der Kommunale 

Entschuldungsfonds auf den Weg gebracht wird. Das heißt, dass wir in den Jahren 

2012 bis 2026 gemeinsam in Drittelansätzen einen Gegenwert von 3,9 Milliarden 

Euro von der Bugwelle dieser Kassenkredite wegzunehmen versuchen. Dass wir da-

bei einen Stichtag festlegen mussten, als wir das öffentlich gemacht haben, dafür 

bitte ich um Verständnis, sonst hätten wir für die wenigen, die es vielleicht ausge-

nutzt hätten, natürlich Tür und Tor geöffnet. Die Gemeinschaft aller Steuerzahler und 

auch der Kommunen hätte über das Drittel aus dem Finanzausgleich die Zeche be-

zahlt. Insoweit musste ein Stichtag vereinbart werden. Es sind 1,3 Milliarden Euro in 

dieser Zeit reine Landesmittel, es sind 1,3 Milliarden Euro Finanzausgleichsmittel, 

das heißt eben auch Verzicht auf Gestaltungsmöglichkeiten des Landes und es wer-

den, wenn das voll genutzt wird, 1,3 Milliarden Euro dann auch Konsolidierungsbe-

mühungen der Kommunen abverlangt. Ich weiß, dass das schwierig ist. Sie wissen, 

dass wir noch mal eine Übergangsregelung geschaffen haben, um sich darauf ein-

stellen zu können für zwei Jahre und damit eine Entlastung des kommunalen Anteils. 

Das ist ein verantwortbarer Weg.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie wissen auch - Sie waren in die Ge-

spräche einbezogen -, dass wir eine generelle Überarbeitung des kommunalen Fi-

nanzausgleichs angehen, dazu wird die Arbeit der Enquetekommission beitragen. 

Dazu wird aber auch die gutachterliche Beauftragung beitragen, die wir bereits ver-

geben haben. Nachdem es die Klage des Landkreises Neuwied beim Verfassungs-

gerichtshof gibt, haben wir gesagt, dass wir die endgültigen Vorschläge erst unter 

Einbeziehung der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs unterbreiten werden. 

Wir sind dran das zu reformieren, was man reformieren kann. Ich sage auch, wir 
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strengen uns mit dem Landesanteil so an, dass wir an die Grenze der noch Erfüllbar-

keit der Schuldenbremse gehen. Ich sehe nicht, dass man in maßgeblichen Punkten 

die Schuldenbremse und damit die Verfassung einhalten und entscheidend höhere 

Beiträge zwischen Land und Kommunen leisten kann. Die kommunalen Verwaltungs-

reformen will ich jetzt im Einzelnen nicht ansprechen, das war Thema meiner letzten 

Rede hier vor Ihnen, aber ich finde es ist auf einem ganz guten Weg. Die Freiwillig-

keitsphase gilt. Aber die Pflichtphase, bitte gehen Sie davon aus, wird genauso gel-

ten. Also abwarten und nichts tun, wird nicht fruchten.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich abschließend noch zu 

zwei, drei konkreten Sparmaßnahmen etwas sagen, weil ich nicht verhehlen will, 

dass ich erstaunt war über manche Stimme aus dem kommunalen Bereich. Ja, wir 

haben eine temporäre Absenkung der Investitionshilfen aus der Feuerschutzsteuer 

für die Feuerwehren auf den Weg gebracht. 

Die beiden Koalitionsfraktionen haben einen solchen Gesetzentwurf eingebracht, das 

ist auch mit der Landesregierung rückgekoppelt. Wir sind nicht auseinander und ich 

glaube es ist verantwortbar. Wir haben in den letzten Jahren über 300 Millionen Euro 

in das Feuerwehrwesen dieses Landes investiert, nicht nur aus dieser Steuer, auch 

aus anderen Mitteln. Und wir konnten dank des Konjunkturprogramms II, dank Ihrer 

Mithilfe, einen großen Teil von notwendigen Investitionen in diesem Sektor Feuer-

wehren in den letzten Jahren zusätzlich abarbeiten.  

Und wir müssen, wenn wir den Weg eines kontinuierlichen Schuldenabbaus gehen 

wollen, in den Jahren 2012 und 2013 ganz schnell wirkende Einsparungen erbringen, 

weil ein Großteil der dauerhaften Einsparungen natürlich erst mal gesetzlich be-

schlossen werden muss. Über das Beamtendienstrecht sage ich noch ein Wort. An-

dere Struktur verändernde Maßnahmen, Stichwort: Katasterverwaltungen etc., wer-

den natürlich ihre Einsparwirkungen erst in den kommenden Jahren entfalten. Also 

müssen wir uns jetzt, und das ist Verfassungsgebot, auch auf diese gut 200 Millionen 

Euro Einsparungen mit entsprechenden Regelungen, konzentrieren und die hinbe-

kommen. Uns sind die Feuerwehren wichtig. Sie wissen, an Ihrer Seite habe ich sehr 

mit dafür gekämpft, dass frühere Bemerkungen, man könne doch örtliche Feuerweh-

ren einsparen etc. nicht Realität geworden sind. Ich möchte auch nicht, dass sie 

Realität werden. Ohne Einzelbedarfe zu verkennen, deshalb fahren wir ja nicht auf 

null, kürzen wir jeweils um drei Millionen Euro. Somit verbleiben rund acht Millionen 

Euro Investitionen in den beiden Jahren. Auf der anderen Seite kann man - bei aller 
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Notwendigkeit, dass man auch Bedarfe sieht -, sagen, dass alle anderen europäi-

schen Länder heilfroh wären, wenn sie nur annähernd einen solchen Ausstattungs- 

und Ausbildungsstand hätten wie die Feuerwehren in unserem Land. Dass Sie im-

mer auch komplementär finanzieren müssen, meine verehrten Damen und Herren 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und Ratsmitglieder, wissen Sie auch. Inso-

weit sollte man sich auch zu dieser Einsparung nicht freudigen Herzens, wer tut das 

an einer solchen Stelle, aber als Notwendigkeit bekennen. Sie sollten das auch als 

Chance eines Konsolidierungsschrittes für Ihre Haushalte nutzen.  

Lassen Sie mich einen zweiten Punkt ansprechen: Wir haben einen Anteil von über 

40 % Personalkosten am Landeshaushalt. Es ist leider die Wahrheit, dass ohne auch 

dort konsolidierend einzugreifen, durch Stellenabbau und durch eine Begrenzung 

des finanziellen Beamtendienstsrechtes, wir unsere Verfassungsgrenzen nicht errei-

chen können. Wenn ich 40 % des Haushaltes ausnehme, ist dies schlicht und ein-

fach nicht mehr möglich. Es sei denn, wir schließen Schulen oder streichen die Zu-

schüsse an die Kommunen zusammen oder was auch immer. Aber wir wissen alle, 

dass das keinen Sinn hat. Und deshalb müssen wir unseren Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern etwas zumuten. Wir tun das auch vor dem Hintergrund, dass Rheinland-

Pfalz, was seine Beamtenbesoldung angeht, bisher in der absoluten Spitzengruppe 

aller Länder des Bundes ist. Sie stehen im ersten Viertel und an vielen Stellen in der 

Besoldung an der Spitze. Und deshalb haben wir uns entschieden, diesen Schritt zu 

gehen, um auch dort bei den Ausgaben notwendigerweise anzusetzen - auch da al-

les andere als freudigen Herzens. Einem gelernten Arbeitnehmervertreter, nehmen 

Sie mir das ab, fällt das besonders schwer! Aber wir müssen die Basis so hinbe-

kommen, dass wir uns auf Dauer auch über 2020 hinaus eine funktionsfähige Ver-

waltung, funktionsfähige Schulen und eine funktionsfähige Polizei und eine funktions-

fähige Justiz und, und, und, auch leisten können.  

Deshalb: sozial abgefedert so gut es geht, und die kleineren Einkommen bekommen 

eine Entlastung. Familien mit mehreren Kindern bekommen eine Entlastung, andere 

müssen eine Belastung auf sich nehmen. Insgesamt ist dies ein nicht verzichtbarer 

Ausgabenschnitt. Ich habe mich, ich sage es Ihnen offen, gewundert. Ich hab vom 

Städtetag gehört, von anderen allerdings auch, das wäre doch ein falscher Schritt. 

Ich biete Ihnen an, wenn Sie nicht bereit sind, auch solche Schritte mitzugehen, in 

unserem Windschatten zu gehen. Mein Kreuz ist breit genug, ich halte das aus, 

muss es aushalten. Aber gehen Sie wenigstens im Windschatten mit, sonst werden 
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Sie kommunal natürlich auch nicht auf einen grünen Zweig kommen, was die not-

wendigen Einsparungen angeht.  

Ich sage das, weil ich dafür bin, dass wir in der Offenheit und Fairness miteinander 

umgehen, wie es das Verhältnis zwischen Ihrem Spitzenverband, zwischen Ihnen 

und der Landesregierung bisher immer der Fall war. Und ich bin für diese Offenheit 

und dafür auch Ihre Kritik entgegen zu nehmen. Gar keine Frage, aber Sie erlauben, 

dass ich auf diese Dinge auch hinweise. Allen Wohl und niemand Wehe, das geht 

nur bei der Mainzer Fastnacht und insoweit müssen wir miteinander jetzt diese Pha-

se der Konsolidierung durchstehen. Wir hatten in Rheinland-Pfalz eine Phase, da ist 

dieses Land, das neu entstanden war in den 50er, 60er Jahren bis weit in die 70er 

Jahre hinein, strukturell unglaublich viel verändert worden. Und das will ich den da-

maligen Regierungen ausdrücklich zugutehalten.  

Aber es wurden damals auch weit überdurchschnittlich Kredite aufgenommen. Diese 

waren damals nicht absolut zu hoch, riefen aber prozentual immer deutlich höhere 

Verschuldungen hervor, als dies später der Fall war. Es war notwendig und ich er-

kenne das ausdrücklich an.  

Und wir hatten dann das Glück der Wiedervereinigung. Aber ohne die Solidarleis-

tung, auch Ihre und die des Landes, hätten wir seit 1997 bei gleichen Einnahmen 

und Ausgaben, einen ausgeglichenen Haushalt. Dennoch, das ist unsere gemeinsa-

me Verantwortung und sie ist notwendig und richtig. Und wir hatten dann in den Jah-

ren danach eine Veränderung, was die Stationierung von Streitkräften angeht, wie es 

sie vergleichbar nur in Brandenburg noch durch die russischen Streitkräfte gab. Aber 

die russischen Streitkräfte und ihre Familien haben im Wirtschaftsgeschehen keine 

Rolle gespielt, die haben nur kaputte Kasernen hinterlassen. Bei uns war das ein 

Einbruch in der Größenordnung von rund vier Milliarden Euro am Bruttoinlandspro-

dukt, den wir pro Jahr zu verkraften hatten. Es war richtig und notwendig, dass wir 

nicht zugeschaut hatten, sondern dass wir mit den Konversionsprogrammen einen 

neuen Ansatz geschaffen haben. Als wir 2008 dachten, dass jetzt die Konsolidie-

rungsphase beginnen kann, kam der Wirtschaftseinbruch mit einem gewollten deficit 

spending. Wir wollten Ausgabenprogramme, um Beschäftigung und Unternehmen zu 

stabilisieren. Die haben wir jetzt überwunden - ich hoffe dauerhaft - siehe Finanzkri-

se. Jetzt ist die Zeit der Konsolidierung. Diese Abläufe sind logisch, sie sind schlüs-

sig und sie sind der Anstrengung, die dahinter steckt, auch wert.  
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Danke, dass Sie mir zugehört haben.“ 
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TOP: 5. SWR – Neues Angebot für die Gemeinden und Städte in Rheinland-

Pfalz   

Nikola Geck, Studio Kaiserslautern 

„Wir danken für die Möglichkeit, dass wir hier vorstellen können wie der SWR in 

Rheinland-Pfalz aufgestellt ist, wie die Studio- und Bürostruktur des SWR im Lande 

aussieht in den verschieden Regionen, aus denen Sie alle kommen. Wir haben ja 

eine engere Kooperation auch mit dem Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz. 

Zum Beispiel gibt es eine Kooperation, die Ihnen ermöglicht, die Regionalnachrichten 

des SWR auf Ihren Internetangeboten zu präsentieren. Als Mehrwert erfahren Sie 

hierzu gleich noch mehr.  

Zunächst möchte ich Ihnen aber sagen, wer sind wir die jetzt hier auf dem Podium 

stehen? Mein Name ist Nikola Geck, ich stehe für das Studio Kaiserslautern. Jedes 

Studio wird sich gleich noch mal kurz vorstellen.  

Barbara Harnischfeger aus dem Studio Koblenz, Wolfgang Kröhler aus dem Studio 

Mainz, Klaus Greichgauer aus dem Studio Trier und Hartmut Reitz aus dem Studio 

Ludwigshafen.  

Ganz kurz allgemein: Wie ist der SWR in Rheinland-Pfalz aufgestellt? 

Wir haben 5 Studios, die Vertreter sehen Sie hier. Wir haben 7 Regionalbüros, das 

heißt, wir haben das ganze Land abgedeckt in der Berichterstattung. Es passiert sehr 
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wenig, was wir nicht mitbekommen. Und an dieser Stelle möchte ich Sie auch bitten, 

uns da auch in Anspruch zu nehmen. Wenn Sie Anliegen haben, kommen Sie auf 

uns zu.  

Wir haben multimediale Reporter in den Studios, das heißt, die meisten Reporter 

machen Hörfunk, machen Fernsehen und mehr und mehr natürlich bedienen sie 

auch das Internet. Wir arbeiten vor allem für die Programme, die im Land ausge-

strahlt werden, im Hörfunk, das ist SWR4. Passenderweise hat SWR4 heute eine 

Schwerpunktwoche gestartet, die den Titel trägt: „Unser Dorf soll leben“. Also ein 

Thema, mit dem Sie sich ja auch sehr intensiv beschäftigen. Der demografische 

Wandel und aussterbende Dörfer, also da kann ich nur empfehlen, SWR4 einzu-

schalten in dieser Woche. Da gibt es ganz viele spannende Geschichten aus den 

verschiedenen Kommunen, die sich mit diesem Thema beschäftigen. Aber natürlich 

auch SWR1 Rheinland-Pfalz als Landesprogramm, arbeiten wir sehr stark zu. Aber 

auch SWR2, SWR3 und das Ding der Jugendwelle des SWR. Darüber hinaus arbei-

ten die Reporter aus den verschiedenen Studios und Büros des Landes auch fürs 

Fernsehen. Also für die „Landesschau aktuell“, die täglichen Nachrichtensendungen, 

die Sie im SWR Fernsehen sehen, auch für die Landesschau, das Magazin oder 

auch mit längeren Reportagen aus den verschiedenen Bereichen. Themen, die das 

Land widerspiegeln.  

Was sind die Themen, mit denen wir uns im Studio beschäftigen. Ich hab‘s schon 

gesagt: natürlich Kommunalpolitik spielt für uns eine sehr große Rolle. Der ange-

sprochene Schwerpunkt bei SWR4 ist dafür ein Beispiel. Aber auch alle anderen 

Themen die hier schon angesprochen wurden. Von der Energiewende über wirt-

schaftliche Strukturen sind natürlich Themen, die uns sehr interessieren, aber auch 

Kultur und natürlich der Sport.  

Ganz kurz zum Studio Kaiserslautern:  

Wir haben 13 Reporter im Studio. Reporter, Reporterinnen, die unterwegs sind in 

den Städten Kaiserslautern, im Landkreis Kaiserslautern, Donnersbergkreis, Land-

kreis Kusel, Landkreis Südwestpfalz und die Städte Zweibrücken und Pirmasens. 

Dafür stehen wir. Dort sind wir unterwegs und wir haben ja gleich noch die Möglich-

keit uns auch draußen auf der Messe, zu sprechen. Also allen Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeistern aus der Region stehe ich dann als Vertreterin des Studios Kai-

serslautern als Ansprechpartnerin gerne zur Verfügung.“ 
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Wolfgang Kröhler aus dem Studio Mainz: 

„Ja, meine Damen und Herren, ich bin der Vertreter aus dem Studio Mainz. Das Be-

richterstattungsgebiet, das Kerngebiet, ist die Region Rheinhessen mit den beiden 

Landkreisen Mainz-Bingen und Alzey-Worms. Also wir liegen mitten im pulsierenden 

Leben des Rhein-Main-Ballungsgebietes und wir haben in unserem Berichterstat-

tungsgebiet so große Weltunternehmen wie Boehringer in Ingelheim und die Schott 

AG in Mainz. Das sind ja alles Themen, die von großem Interesse sind. Wir bedienen 

auch gerade gestern beispielsweise die Pressekonferenz von Boehringer in Ingel-

heim, die ganze ARD, deutschlandweit, mit diesen Themen, aber auch sind wir aktiv, 

früher am alten Bruchweg in Mainz, jetzt in der Coface Arena. Wir bedienen auch da 

über das Bundesligageschehen aus Mainz die ganze Republik. Und in Mainz selbst 

ist natürlich ein Schwerpunkt die Kommunalpolitik. Schließlich hat Mainz eine Uni-

versität mit bald 40.000 Studenten, das betrifft natürlich auch Politik. Bildung ist 

ebenfalls für uns ein ganz wichtiges Thema, das fast jeden Tag bei uns eine Rolle 

spielt. Angeschlossen sind unserem Studio noch zwei Büros. Eines, das dürfte Sie 

besonders freuen, ist hier in Idar-Oberstein. Und das zweite Büro ist in Worms. Das 

zeigt, dass wir auch stark verwurzelt sind in der Landschaft und im Leben unserer 

Menschen. Die Kolleginnen und Kollegen von mir wohnen auch alle in unserem Be-

richterstattungsgebiet, also wir wissen, was die Sorgen und Nöte der Leute sind. Ich 

beispielsweise wohne in einem kleinen Dorf und bekomme jeden Tag mit, wo der 

Schuh drückt und das wollen wir auch natürlich in unserem Programm darstellen. 

Also, wer aus meinem Berichterstattungsgebiet heute hier ist, ist gerne eingeladen, 

mit mir nachher am Stand des Gemeinde- und Städtebundes ein Gespräch zu füh-

ren. Vielen Dank.“ 

Klaus Greichgauer, Studio Trier 

„Mein Name ist Klaus Greichgauer, ich vertrete heute den Studioleiter Gerald Keßler, 

der leider verhindert ist. Wir liegen im äußersten Westen, also am weitesten weg von 

der Zentrale. Das hat wie alles im Leben, Vor- und Nachteile. Mit dem „wilden Wes-

ten“ haben wir auch gemeinsam, dass wir flächenmäßig sehr groß sind, also große 

Gebiete zu betreuen haben. Beispiel der Landkreis Bitburg-Prüm ist flächenmäßig 

der zweitgrößte in ganz Deutschland, entsprechend viel sind wir unterwegs und 

müssen weite Strecken zurücklegen, was wir gerne tun. Außerdem betreuen wir den 

Kreis Vulkaneifel, den Kreis Trier-Saarburg und den Kreis Bernkastel-Wittlich. Unser 

Studio liegt mitten in der Stadt, das ist auf alle Fälle einwandfrei ein Vorteil. Das hat 
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sich auch in Mainz rumgesprochen. Wir werden oft eingesetzt für Umfragen, weil alle 

wissen, sobald die Trierer rausgehen, sind sie in der Fußgängerzone und direkt bei 

den Leuten und so soll es auch sein. Wir betreuen Mittelmosel mit vielen Weinthe-

men aber auch Hunsrück, Eifel, wie gesagt zwei große Eifelkreise. Werfen ab und zu 

gerne einen Blick rüber nach Luxemburg, über die Grenze hinweg. Unsere Wirtschaft 

zum Beispiel in der Region Trier ist ziemlich abhängig von der Nachbarschaft mit Lu-

xemburg und das im positiven Sinne. Wir arbeiten dort auch gerne mit den Kollegen 

vom Radio 100,7 zusammen und haben auch solche Themen wie zum Beispiel den 

Flugzeugabsturz vor 9 Jahren, der jetzt gerade vor Gericht in Luxemburg verhandelt 

wird. Auch das interessiert uns! Uns zugeordnet sind zwei Büros, in Traben-Trarbach 

an der Mittelmosel mit den vielen Weinthemen. Gerolstein in der Vulkaneifel und ich 

bin ja nun schon lange dabei und ich kann eins sagen: unsere Präsenz in Eifel und 

an der Mosel hat sich durch diese beiden Büros ganz enorm verstärkt. Vielen Dank.“ 

Barbara Harnischfeger; Studio Koblenz 

„Ich bin Barbara Harnischfeger und so sage ich einfach mal, ich hab das geografisch 

größte Gebiet. Ich bin die dienstälteste Studioleiterin. Das Gebiet um Koblenz ist der 

Beobachtungsraum, den wir mit 18 Reportern haben. Unser Anliegen ist es, dass die 

Menschen aus allen Gegenden in den Programmen des Südwestrundfunks vorkom-

men. Ich will gar nicht jetzt einzelne Themen nennen, die jedem vielleicht ins Auge 

fallen. Die Bürgermeister in meinem Gebiet wissen, worüber wir berichten, der Minis-

terpräsident weiß, worüber aus Koblenz berichtet wird. Also Koblenz ist ja sowieso 

oder versteht sich als die Hauptstadt des Nordens und als sehr bedeutend. Wir mö-

gen Mainz aber wir mögen auch die Kölner Fastnacht, wurde ja schon angesprochen 

und ich möchte an Sie, die Bürgermeister heute appellieren, dass Sie mal davon 

wegkommen nach den 30 Jahren, die ich jetzt schon hier arbeite, endlich mal davon 

wegkommen, nur die Zeitung anzurufen, wenn es was Neues gibt. Sondern sich be-

wusst machen, dass wir als SWR in SWR4 12-mal am Tag Nachrichten haben und 

dass man da ganz schön was unterbringt und dass Sie es auch Ihren Bürgern schul-

dig sind, dass die mal was von sich, was sie ärgert, was sie freut, im Radio hören 

und im Fernsehen sehen. Und Sie können unsere Nachrichten eben auch noch auf 

Ihrer Internetseite verknüpfen und sie damit hochwertiger machen und Ihre Bürger 

informieren und dazu wird Ihnen jetzt der Kollege aus Ludwigshafen-Mannheim noch 

etwas erzählen.“ 
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Hartmut Reitz, Studio Mannheim 

„Ja, mein Name ist Hartmut Reitz. Ich freue mich, hier sein zu können. Mit dem klei-

nen Team vom Studio Mannheim-Ludwigshafen aus betreuen wir die Vorder- und die 

Südpfalz. Es gibt auch noch ein Büro in Landau, das uns zugeordnet ist. Außerdem 

gibt es dort 5 kreisfreie Städte, also ein lebendiger Berichterstattungsraum, den man 

eigentlich so in drei Teile teilen kann. Am Rhein große Industriestandorte, Sie ken-

nen das. Dann bisschen weiter in Richtung Haardtrand kommt dann erst mal so eine 

Art Gemüsegürtel. Da ist auch die Landwirtschaft natürlich ein großes Thema. Und 

dann an der Weinstraße natürlich der Wein. Wir bilden da, wie die Teams in den an-

deren Regionalstudios auch, eine sehr breite Themenpalette ab und haben auch den 

Ehrgeiz, wie das schon Nikola Geck gesagt hat, dass uns nichts durch die Lappen 

geht und wir sind jeder Entwicklung auf der Spur. Dann haben wir auch die Möglich-

keit, die Regionalnachrichten, die wir für SWR4 Rheinland-Pfalz stündlich machen, 

auf der Internetseite zu verankern, wie es jetzt schon mehrfach angesprochen wurde. 

Ich habe da auch ein paar Beispiele mitgebracht.  

Das ist jetzt so ein Beispiel dafür, dass jetzt die Gemeinde Hatzenbühl in der Süd-

pfalz, die auf mein Angebot hin, unten an der Internetseite sogar einen sogenannten 

RSS-Feed eingerichtet hat. Damit sind sozusagen immer die stündlich aktuellen 

Schlagzeilen direkt auf der Seite zu sehen und wenn man dann draufklickt, kommt 

man direkt zu der ausführlichen Meldung.  

Da ist dann die Verbandsgemeinde Hettenleidelheim. Die haben auch auf das SWR-

Logo zugegriffen, auf der Startseite ganz leicht zu finden. Außerdem hat die Ver-

bandsgemeinde dort sogar noch auf unsere Podcast-Angebote hingewiesen. Man 

kann darüber also im Internet verschiedene SWR Hörfunkbeiträge auch zum Nach-

hören aufrufen. Das hat mich sehr gefreut.  

Ja, wir stehen draußen dann gleich im Anschluss Rede und Antwort auch zu dieser 

speziellen Möglichkeit, die Regionalnachrichten auf die Internetseite der Kommune 

zu bringen. Ich bedanke mich für Ihr Interesse und hoffe auf viele Fragen. Vielen 

Dank.“ 
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TOP: 6. Energiewende 

 

Bm Aloysius Söhngen, Prüm, Vorsitzender  

 

„Ich hatte im Rahmen meiner Begrüßung schon zum  Thema Energiewende Stellung 

genommen. Für uns ist es wichtig, und da darf ich die Worte unseres Ministerpräsi-

denten noch mal aufgreifen: Wir möchten das gerne in einem guten Miteinander mit 

allen Ebenen angehen. Aber eins muss klar sein: Vor Ort liegt die erste Verantwor-

tung! Bei unseren Gemeinden und Verbandsgemeinden! Diese tragen die Verantwor-

tung bei der Flächennutzungsplanung und im Rahmen der wirtschaftlichen Betäti-

gung. Dies haben wir in dem Ihnen vorliegenden Antrag des Landesausschusses 

aufgezeigt, und zwar im Wesentlichen übereinstimmend mit der Auffassung des 

Landtags. Der Ihnen vorliegende Antrag wurde einstimmig in allen Gremien befür-

wortet, in allen Bezirksvorständen, wie auch im Landesausschuss.  

Wird hierzu das Wort gewünscht?“ 

Es ergeben sich keine Wortmeldungen. 

Der Vorsitzende lässt abstimmen.  
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Die Mitgliederversammlung beschließt ohne Enthaltungen einstimmig das vom Lan-

desausschuss vorgelegte Positionspapier. 

Anlage 

Positionspapier Energiewende 
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TOP: 7. Schlusswort 

 

Bm/BmSt Heinz-Joachim  Höfer, Altenkirchen, Stellvertretender Vorsitzender  

„Meine Damen und Herren, Sie repräsentieren heute etwa 80 % unserer Mitglieder 

im Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz und im Namen dieser großen Zahl 

der Mitglieder darf ich mich bei allen Rednern und Rednerinnen ganz herzlich be-

danken.  

Herr Ministerpräsident, Sie haben vorhin gesagt es geht auch um die Zukunft. 

Deswegen werden wir im Anschluss an die Mitgliederversammlung die Zukunftsmes-

se KomZU RLP eröffnen mit einem Rundgang. Ich darf Sie alle einladen, mitzukom-

men.  

Wer allerdings im Sinne der Energiewende, Energiezufuhr braucht, der Imbiss ist im 

hinteren Teil des Saales angerichtet. Sie sind herzlich eingeladen sich noch zu stär-

ken.  

Ich würde mich aber sehr freuen, wenn Sie danach zur Ausstellung kämen und sich 

dort die hervorragenden Beispiele unserer Kommunen und der Wirtschaftsunterneh-

men sowie unserer Partner anschauen. 
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Ich darf die Mitgliederversammlung hiermit beschließen. Ich wünsche Ihnen alles Gu-

te. Vielen Dank.“ 

 

 

 



 

.../ 2 
Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz 
Verband kreisangehöriger 
Gemeinden und Städte e.V. 
Deutschhausplatz 1 
D-55116 Mainz 
Telefon (0 61 31) 23 98 -0 
Telefax (0 61 31) 23 98 139 
Internet http://www.gstb-rlp.de 
 

 

GStB-Beratungsvorlage MV 2011  

 

Mainz, den 03.11.2011 

Energiewende 

Sachverhalt: 

Die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN haben einen Antrag betref-
fend „Kommunale Energiewende unterstützen“ im Landtag eingebracht (LT Drs. 
16/309). Die Fraktion der CDU hat hierzu einen Alternativantrag betreffend „Kommu-
nale Energiewende überprüfbar unterstützen“ vorgelegt (LT Drs. 16/334). Der Alter-
nativantrag ist hinsichtlich der Forderungen inhaltlich mit dem Antrag deckungsgleich 
und um den Punkt „Energiebericht“ erweitert.  

Die Positionen des GStB zur Energiewende sollen durch die Mitgliederver-
sammlung vorgegeben werden. 

Der Landesausschuss schlägt zur Beschlussfassung durch die Mitgliederver-
sammlung vor: 

„Die Unterstützung der kommunale Energiewende ist ein wichtiges Vorhaben der 
Landespolitik in dieser Legislaturperiode. Die Gemeinden, Städte und Verbands-
gemeinden unterstützen dieses Vorhaben. 

Der globale Klimawandel erfordert eine drastische Absenkung des CO2-
Ausstoßes. Auf Basis des Referenzjahres 1990 muss bis zum Jahr 2020 der Aus-
stoß um mindestens 40 Prozent und bis zum Jahr 2050 um 90 Prozent gesenkt 
werden, um den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf zwei Grad Cel-
sius zu begrenzen. Diese Ziele können nur durch einen Mix aus verschiedenen 
Maßnahmen erreicht werden. Unabdingbar sind verstärkte Bemühungen bei 
Energieeffizienz und Energieeinsparung, die Dezentralisierung der Versorgungs-
strukturen sowie der konsequente Ausbau der erneuerbaren Energien vor allem in 
den ländlichen Räumen. 

Die Gemeinden, Städte und Verbandsgemeinden werden konsequente Schritte für 
eine echte Energiewende einleiten und dazu begonnene Maßnahmen weiterfüh-
ren. Den Hauptteil der erneuerbaren Energien wird aufgrund der in Rheinland-
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Pfalz vorhandenen Potenziale der Ausbau der Wind- und Solarenergie ausma-
chen. Dies ist eine Aufgabe, die nur auf der gemeindlichen Ebene leistbar ist. 

Wir stimmen der Auffassung der im Landtag vertretenen Fraktionen zu, dass die 
Energieerzeugung der Zukunft auf erneuerbaren Energien basieren und weitge-
hend dezentral sein wird. Für diesen Umbau unseres Energiesystems kommt den 
Kommunen, den Stadt- und Gemeindewerken sowie den kommunalen Woh-
nungsunternehmen wegen ihrer Bürgernähe und örtlichen Sachkompetenz eine 
besondere Bedeutung zu. 

Die Liberalisierung der Märkte in Europa hat dazu geführt, dass sich die kommu-
nalen Unternehmen in einem harten Wettbewerb mit anderen Unternehmen befin-
den. 

Aufgrund der Strukturen auf dem Energie- und Wärmemarkt sehen wir durch die 
kommunalen Unternehmen die Chance, mehr Verbraucherrechte, preisgünstigere 
Angebote und ökologische Belange sicherzustellen. Daher ist es notwendig, die 
Wettbewerbsfähigkeit und den Handlungsspielraum der Kommunen und der 
kommunalen Unternehmen zu stärken. 

Die Gemeinden, Städte und Verbandsgemeinden sind auch in weiteren Bereichen 
zentrale Akteure der Energiewende. Sie setzen vor Ort die überörtlichen Ziele und 
Vorgaben um und forcieren durch ihr Handeln den Ausbau der erneuerbaren 
Energien. 

Der GStB fordert Landtag und Landesregierung auf 

• die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen und ihrer Stadt- und Gemein-
dewerke im Bereich der Energieversorgung zu erleichtern; 

• den Kommunen und ihren Stadt- und Gemeindewerken im Bereich der er-
neuerbaren Energien eine verbesserte überörtliche Betätigung zu ermögli-
chen; 

• die Beteiligungsmöglichkeiten der Kommunen an Anlagen zur regenerativen 
Energieerzeugung, auch außerhalb der Gemeindegrenzen, zu erleichtern; 

• die Rekommunalisierung der Energieversorgung bzw. entsprechende Beteili-
gungen von Kommunen zu unterstützen; 

• durch eine Fortschreibung des LEP IV sowie durch die Überarbeitung des 
Windkrafterlasses Handlungsspielräume für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien auf der Flächennutzungsplanebene zu vergrößern.“ 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Zustimmung 
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